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Siebente Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Montag den 12. Dezember 1892.

Beginn: 1 Uhr.

Tagesordnung:
1. Eingänge,
2. Antrag der II. Fachcommission zum Etat des Landarmenwesens der Nheinprovinz für die

Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 3t. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März
1895. DrucksachenNr. 1. Anlage VI (S. 79—83) und Nr. 48. Berichterstatter der
Commission: Abgeordneter Laeis.

3. Antrag der II. Fachcommissionzum Etat der Polizcistrafgeldcrfouds und des Ehrenbreitstciner
allgemeinen Armenfonds (Staatsnebenfunds) für die Etatjahre vom 1. April 1893 bis
31.März 1894 und vom I.April 1894 bis 31. März 1895. Drucksachen Nr. 1, AnlageVIl
(S. 85—105) und Nr. 49. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Eisenlohr.

4. Antrag der II. Fachcommissionzum Etat über die Kosten der Unterbringung verwahrloster
Kinder für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894
bis 31. März 1895. DrucksachenNr. I, Anlage VIII (S. 107—113) und Nr. 50. Bericht-
erstattcr der Commission: Abgeordneter Simons.

5. Antrag der II. Fachcommissionzum Etat des Landarmenhauses zu Trier für die Etatsjahre
vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895.
Drucksachen Nr. 1, Anlage IX sS. 115—135) und Nr. 51. Berichterstatter der Commission:
Abgeordneter Laeis.

6. Antrag der II. Fachcommissionzum Etat über die Unterstützung milder Stiftungen, Nettungs-,
Idioten- und anderer Wohlthätigkeitsanstalten, sowie über die Kosten für Freistellen an
idiotischelc. Kinder, welche bezw. deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentlicheAnnen-
Pflege haben, für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April
1894 bis 31. März 1895. DrucksachenNr. 1. Anlage XVII (S. 381—383) und Nr. 52.
Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Eisenlohr.

7. Antrag der II. Fachcommissionzu
») der Petition der Verwaltungssekretäre in Rheinland und Westfalen, betreffend ihre

pcnsionsberechtigteAnstellung,
1») der Petition der Polizcidiener der Landgemeinden des Sicgkreises, den gleichenGegen¬

stand betreffend, und
o) dem Antrage des Abgeordneten Zweigert auf Berichterstattung des Provinzialausschussts

über die Angelegenheit der Pensionsverhältnisse der Communalbeamten. Drucksachen
Nr. 26 po«. 5 und 7 und Nr. 53. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter
Dr. Frowein.



37. RheinischerProvinziallandtag, 7. Sitzung am 12. Dezember 1892. 185

8. Antrag der II. Fachcommission zu der Petition der Landbürgermeister der Rheinprovinz,
betreffend die Wittwen- und Waisenversorgungsanstalt der Communalbeamten der Rhein¬
provinz. DruckfachenNr. 26 pos. 6 und Nr. 54. Berichterstatter der Commission: Abge¬
ordneter Dr. Frowein.

9. Antrag der I. Fachcommissionzur Vorlage der Königlichen Staatsregierung, betreffendWahl
von bürgerlichen Mitgliedern der Ober-Ersatzcommissionen. Dazu Bericht und Antrag des
Provinzialausschusscs. Drucksachen Nr. 7 und 58. Berichterstatter der Commission:
Abgeordneter Dietze.

10. Antrag der I. Fachcommissionzur Petition des Kreisausschusscszu Kempen um Gewährung
einer Zinsenbeihülfe für das zur Linderung des Nothstandes aus Anlaß des Orkans vom
1. Juli v. I. von der Landcsbank der Rhcinprovinz empfangene Darlehen. Drucksachen
Nr. 26 pc>8. 4 und Nr. 59. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Quack.

11. Autrag der I. Fachcummissiouzum Antrage des Abgeordneten Wallraff und Genossen,
betreffend Aenderung der Fischereigesetzgebung.Drucksachen Nr. 55 und 60. Berichterstatter
der Commission: Abgeordneter Pflug.

12. Antrag der II. Fachcommissiouzum Etat der Pruvinzial-Arbeitsaustalt zu Vrauweiler für
die Etatjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis
31. März 1895. DrucksachenNr. 1, Anlage X (S. 137-183) und Nr. 61. Berichterstatter
der Commiffion: Abgeordneter Frings.

13. Antrag der It. Fachcommissiun zu den Etats der Proviuzial-Taubstummenanstalten «.
DrucksachcuNr. 1, Anlage XII (S. 197-245) und Nr. 62. Berichterstatter der Com¬
mission: Abgeordneter Dr. Schmidt.

14. Antrag der II. Fachcommissionzum Etat der RheinischenProvinzial-Vlindenanstalt für die
Etatjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März
1895. DrucksachenNr. 1, Anlage XIII (S. 247-269) und Nr. 63. Berichterstatter der
Commission: Abgeordneter Dr. Schmidt

15. Antrag der II. Fachcommissionznm Etat über die Kosten der Unterbriugung uud des Unter¬
halts von Epileptikern aus der Rheinprovinz, welche bezw. deren.Angehörigewnen Anspnch
auf öffentliche Armenpflegehaben, für die Etatsjahre vom 1. AM 1893 bis 31. März
und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895. Drucksachen Nr. 1, Anlage XV (S. 377-379)
und Nr. 64. Berichterstatter der Commission: Abgeordneter Dr. Schnudt.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne d« Sitzung .. ^^,
Das Protokoll führt heute zu meiner Rechten der Herr AbgeordneteLmz. die Redner¬

liste zu meiner Linken der Herr Abgeordnete Broich.
Das Protokoll der letzten Sitzung liegt auf dem Bureau zur Einsicht offen.
Herr Abgeordneter Krenzberg theilt mit. daß er wegen Erkrankung behindert sei. den

^"^ 'U machen, daß der^ ^n.esdirektor
^ heute früh u imr fchwer erkrankten Tochter nach Davos m der Schweiz ha begeben
Mssen iind daß wir daher für die noch übrigen Sitzungen unserer diesmaligen Session auf
seine werthvolle Mitarbeit werden verzichten müssen.
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Wir treten in die Tagesordnung ein:
Antrag der II. Fachcommission zum Etat des Landarmenwesens der
Nheinprouinz für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1891
und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895.

Berichterstatter der Commission ist Herr Abgeordneter Laeis; ich ertheile demselben
das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Laeis: Meine Herren! Wir haben in dem Etat der
Verwaltung des Landarmcnwesens folgende Positionen.

Titel I sind die Einnahmen aus Erstattungen von Pflege- und Prozeßkostcn uud
unvorhergesehene Einnahmen. 30 000 M. Das beziffert sich auf 11000 M. mehr wie im
vorigen Jahre, es stimmt auch überein mit dem Durchschnitt der vorhergegangenen beiden
Jahre 1890—92, indem die Einnahmen 1890/91 26 434.81 M. uud 1891/92 34 221,41 M
betrugen, sodaß sich ein Durchschnitt von 30 000 und einigen Hundert Mark ergicbt.

Titel II, 1. Zuschuß aus Provinzialmittcln zur Deckung der Kosten des Landarmen-
Wesens auf Grund des Gesetzes vom 6. Juni 1870, 800 000 M.. gcgcu den vorigen Etat von
720 000 M, also mehr 80 000 M. Der Zuschuß betrug 1890/91 712 884,74 M. und
1891/92 756 776,84 M. woraus sich ein Durchschnitt von 734 830,79 M crgiebt. D«
erfahrungsmäßig der Durchschnitt bei dieseu Titeln nicht ansreicht, und der Zuschuß 1891/92
bereits 756776,84 M. betragen hat, so ist für die folgenden beiden Jahre ein Zuschuß von
rund 800 000 M. jährlich vorgesehen. Eine Steigerung der Landarmenkostcn läßt sich nicht
vermeiden. Es ist das eine Erfahrung, welche in den wirthschaftlichenNerhältniffen begründet
und bei allen übrigen Landarmcnvcrbmiden ebenfalls zu Tage getreten ist. So betrug die
Steigerung in der Nheinprouinz 1891/92 6°/« der Gesammtkosten.während dieselbe im näm¬
lichen Jahre in Westpreußen 12«/«,, in Brandenburg 11°/.,, iu der Provinz Sachsen 15°/»,
in Schleswig-Holstein 7 "/<>, in Hannover 23°/« nnd im Negieruugsbezirk Cassel 34°/°
betragen hat.

^.ä 2 haben wir einen Zuschuß zur Deckung der Kosten der erweiterten Armenpflege
auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891, 650 000 M.. ausgesetzt. Meine Herren! D«
Begründung dieses neuen uud so bedcuteuden Zuschusses aus Proviuzialmitteln ist durch die
vorhergegangenen Vorträge, so namentlich auch durch den des Herrn Landesdirektors bei Beginn
des Landtages, durch den vorgestrigen Vortrag des Herrn Abgeordneten Dr. Muth u. s. W. fo aus¬
führlich geschehen, daß es wohl meinerseits keiner weiteren Worte mehr bedarf.

Titel III der Einnahmen heißt: Beiträge der Kreise und Gemeinden zu den Kosten der
von dem Landarmenverbande auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 in Anstaltspflege unter-
zubringenden, hülfsbedürftigen Geisteskranken, Idioten, Epileptischen, Taubstummen und Blinden
1829 000 M.

Die Gesammteinnahmen betragen also aus den 4 Positionen zusammen 3 309 000 M>,
wie im Etat vorgesehen ist, während dieselbennach dem vorigen Etat 739 000 M. betrugen, also

mehr 2 570 000 M. Nach §. 31 des Gesetzesvom 11. Juli 1891, welches am 1. April ^
m Kraft tritt, ist der Lanbarmenverband verpflichtet, für Bewahrung, Kur und Pflege der hüls ^
bedürftigen Geisteskranken,Idioten, Epileptifchen,Taubstummen und Blinden, soweit dieselben °e
Anstaltspflegebedürfen, in geeigneten Anstalten Fürsorge zu treffen. Es werden nun nach ve
Seitens der Landarmenverwaltung angestellten Ermittelungen und den mit den Anstalten vere"-
harten Pflegesätzenvom 1. April 1893 ab zu übernehmen sein ungefähr:
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4354 Irre zu einem durchschnittlichenPflegesatze von 1,10 M. täglich,
macht jährlich .....................1748131,— M.

575 Epileptischezu einem durchschnittlichen Pflegesatzevon 1,20 M.
täglich, oder per Jahr.................. 251850,— „

672 Idioten zu einem durchschnittlichenPflegesatze von 1,15 M.
täglich, mit jährlich ................... 282 072,— „

332 Taubstumme und Blinde zu einem durchschnittlichen Pflegesatze
von 1,—M. täglich, per Jahr............... 121180,— „

18? epileptische und idiote Kinder zu einem durchschnittlichen Pflege¬
satze von 1,10 M. täglich, mit jährlich............ 75 080,50 M.

zusamm en 2 4 7 8 313,50 M.
oder rund 2 479 000,— M.

Der Lllndarmenverband ist nach § 31 des Gesetzes vom 11. Juli 1891 berechtigt,Ersatz
der ihm erwachsendenKosten, abzüglichder allgemeinen Verwaltungskostender Anstalten und der
Beerdigungskostenvon dem endgültig unterstützungspflichtigenOrtsarmmverband zu verlangen.

Die von dem Landarmenverband auf Grund dieser Bestimmung einzuziehendenKosten
werden nach den angestellten Ermittelungen annähernd betragen: 1829 000 M. — nun kommen
dieselben Zahlen und Krankheiten, nur nach eineni anderen Tarife — also: 81 Pf., 90 Pf,,
81 Pf,, 81 Pf. und 81 Pf., wie Sie aus dein Etat entnehmen können; das ergiebt zufammen
rund 1829 000 M., wie bei Titel III vorgesehenist.

Vei den Ausgaben haben wir in Titel I zu Beihülfen an unvermögende Ortsarmcn-
verbände auf Grund des §. 36 des Gesetzes vom 8. März 1871 14 000 M., wie im vorigen
6tat. Im Jahre 1890/91 wurden verausgabt 13 651,11 M., im nächstfolgenden Jahre 1891/92
N 312,81 M zusammen 24 963,92 M., durchschnittlich also 12 481,96 M. pro Jahr.

Der am Schluß des Jahres sich ergebende Bestand wird zur Verwendung auf das
nächste Jahr übertragen. ^ ^ ^ ^ ., ,,

Titel II Zahlungen für landarme Perfonen an Ortsarmenverbande und Pflegeanstalten:
786 000 M Der Durchschuitt der beiden vorhergegangenenJahre ist 72116180 M. Auch
bezüglich der Erhöhung dieses Titels komme ich auf das zurück, was ich bei Tttel II Abschmtt 1

1, zur Verzinsung und Amortisation des dem Meinischen Verein

«ider die V^^ bezw. dem Kuratorium von Lühlerheim und dem Nhem^n Verem
W katholische Arbeiterkolonien aus der Landesbank der N emprovmz

verein w«^ "^r^ ^oten

A!«^— ^ ^ in A.« ^u.des G .es .m 11^
^nahmen gchM Die Ausgaben betragen also zusammengerechnetm Uebereinstimmungnnt
b°N Einnahmen 3 309000 M.

Die Commissionstellt nun den Antrag: inq<,/n4 »nd 1894/95
«Hoher Provinziallandtag wolle den v°rbeze:chnet«n Etat für 1893/94 und 1894/95
unverändert annehmen."

24,*
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Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich stelle diesen Antrag zur Diskussion und
schließe dieselbe,da sich Niemand zum Worte meldet. Ich darf wohl ohne vorherige Abstimmung
feststellen, daß der Antrag der CommissionIhrerseits zum Beschlusse erhoben worden ist.

Es folgt der Antrag der II. Fachcommission zum Etat der Polizeistrafgelber-
fonds und des Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds (Staatsnebenfonds) für
die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31, März 1894 und vom 1. April 1894 bis
31. März 1895. Berichterstatter ist Herr AbgeordneterEisenlohr; ich ertheile demselben das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Eisenlohr: Meine Herren! Der Etat der Polizei¬
strafgelderfonds und des Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds für 1893/94 und 1894/95
schließt in Einnahme und Ausgabe mit 234 383 M. gegen 218 561,75 M. für 1891—93.

Meine Herren! Es vertheilen sich die Einnahmen auf drei Posten, einmal auf Zinsen
von Werthpapieren, dann auf Geldstrafen, und auf unvorhergeseheneEinnahmen. Die Zinsen
sind ziemlichgleich geblieben, es sind 22 077.43 M. gegen 22 194 M. per 1891—93. Dagegen
haben die Geldstrafen um eine bedeutende Summe zugenommen. Es find 212100 M. gegen
196 100 M. per 1891—93. Ich will Ihnen die Details nicht vorlesen. Sie sind nach den
verschiedenen Regierungsbezirken aufgestellt, und ich gebe Ihnen nur die hervorragenden Zahlen.
Da ist beispielsweiseDüsseldorf rheinisch-rechtlicherTheil, der hat 44 000 M. Geldstrafen gegen
41400 M. in den Jahren 1891—93; Düsseldorf landrechtlicher Theil 23 400 M- gegen
18 400 M. vorher; Trier 58 800 M. gegen 51200 M. vorher. Im Ganzen sind die Geld¬
strafen von 212100 M. gegen 196100 M. aufgeführt.

Die unvorhergefehencn Einnahmen weisen kaum eine Differenz, 205,5? M. gegen
357.75 M. auf.

Es wäre nun, meine Herren, gegen diefcn Etat nichts weiter zu erinnern, ich werbe Sie
auch im Namen der Fachcommissionbitten, ihn zu genehmigen,und habe nur zu bemerken,daß
einige bedeutendeDruckfehler sich in den Etats vorgefunden haben. Ich habe die Etats nach'
gerechnetund bin erstaunt darüber. Auf Seite 86 finden Sie in der Ausgabe unter Position I
eiue Differenz von 6 M, da steht 660 M., statt 666 M, auf Seite 96 ist in der Einnahme
unter Position I eine Differenz von 360 M, es steht da 2738.34 M. statt 2378,34 M., auf
derselbenSeite 96 steht in der Einnahme 2634 M. gegen 23 400 M., da ist eine Differenz von
20 766 M. Ich glaube, es ist wichtig, daß ich Sie darauf aufmerksam mache; ich weiß ja nicht,
ob die Herren alle die Etats nachrechnen,aber bei denen, die mir vorgelegen haben, ist mir dieser
bedeutendeDruckfehleraufgefallen. In dem Original, was ich auf dem Bureau gefunden habe,
ist es durchaus richtig. Also das ist ein Versehen des Druckers. Ich möchte im Uebrigen, wenn
Sie hiervon Notiz nehmen wollen, den hohen Provinziallandtag bitten, den vorbezeichneten Etat
unverändert zu genehmigen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das ist der Antrag der Commission. Ich st^
denselben zur Verhandlung. Wünscht einer der Herren das Wort? — Das ist nicht der Fält-
— Dann nehme ich auch hier an, daß er die Zustimmung des Hauses gefunden hat-

Wir kommen zum Antrag der II. Fachcommission zum Etat über die Koste«
der Unterbringung verwahrloster Kinder für die Etatsjahre vom 1. April 1893 b»
31, März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895. Referent der Commission '!
der Herr AbgeordneteSimons, ich ertheile ihm das Wort.

BerichterstatterAbgeordneterSimons: Meine Herren! Der Antrag der II. Fachcomnnss"
lautet auf die unveränderte Annahme des Spezial - Etats über die Kosten der Unterbringung
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verwahrloster Kinder. Er schließt in Einnahme und Ausgabe mit 223 300 M. gegen 224 700 M.
im vorigen Etat ab. Die II. Fachcommission hat die besondere Anerkennungder hervorragenden
Erfolge erwähnt, welche bei der UnterbringungverwahrlosterKinder durch die Prouinzialverwaltung
erzielt worden sind. Diese Anerkennung bezieht sich namentlich auf die günstigenBerichte, welche
über die entlassenen Zöglinge vorliegen. Die näheren Angaben finden sich im Bericht der
Proviuzialverwaltung, wonach sich 89«/« gut oder befriedigendund nur 11°/» weniger gut oder
schlecht geführt haben. Es ist dies nur zu erreichen gewesen durch die sorgfältige Ueberwachuug
der in den Anstalten, Vereinen und Familien untergebrachten Zöglinge. E« wäre wünschenswerth,
wenn die weitestenKreise Kenntniß davon nehmen, damit alle bezüglichen Behörden, Schulen,
Gemeinden, der Nichterstand,sowie jeder einzelne, der dazu berufen ist, sich bemühe, jene ver¬
wahrlosten Kinder dieser Pflege rechtzeitig theilhaftigwerden zu lassen. Es ist daher auch in
Zukunft wünschenswerth, wenn die Pflege und Aufsicht dieser verwahrlosten Kinder wie bisher
von der Prouinzialverwaltung auch über das schulpflichtige Alter hinaus ausgedehnt wird. Die
II- Fachcommissionstellt also den Antrag:

„Hoher Provinziallandtllg wolle den norbezeichneten Etat unverändert annehmen."
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich stelle diesen Antrag zur Verhandlung, Es

meldet sich Niemand zum Wort; — er hat Ihre Zustimmung gefunden.
Wir kommen zum Antrag der II. Fachcommiffion zum Etat des Landarmen¬

hauses zu Trier für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und
vom 1. Upril 1894 bis 31. März 1895. Berichterstatter ist Herr AbgeordneterLaei«: Ich
^theile ihm das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterLacis: Meine Herren! Das Landarmenhausin Trier dient
zur Aufnahme von Landarmen, und soweit der Raum es gestattet, zur Aufnahme von Ortsarmen
"ach Maßgabe des Tarifs zum Nnterstützungswohnsitzgesetz vom 2. Juli 1876. Privatvsteglinge
können nur dann aufgenommenwerden, wenn der vorhandene Raum nicht von dem Landarmen-
verband oder den Ortsarmenverbänden in Anfpruch genommenwird. Außer den vorbezeichneten
Armen werden seit dein Jahre 1886 auch unheilbare männliche Epileptiker ohne Unterschied der
Konfession in das Landarmenhaus zu Trier aufgenommen. Die Errichtung einer Abtheilung für
^ unheilbare weiblicheEpileptiker wurde von dem eintretenden Bedürfniß abhängig gemacht.
Vis jetzt ist letzterer Fall noch nicht eingetreten. Die Zahl der Insassen belief sich durchschnittlich
auf 412. Hierunter befanden sich 4? Epileptiker, 14 Taubstumme und 23 Blinde und 2 Geistes¬
schwache. Die Zahl der Verpflegungstage betrug für Landarme 62 751, für Ortsarme 88491.
Die im Landarmenhausevorhandenen arbeitsfähigen Personen werden in zweckentsprechenderWeise
beschäftigt. An den Arbeiten in den verschiedenen Fabrikzweigenhaben sich regelmäßig 90, und
"n denjenigen außerhalb der Fabriken 15 Personen bctheiligt. Neben diesen voraufgeführten
Pnsoucn wurden noch circa 145 Personen mit Hand- und Gartenarbeiten beschäftigt. Als Ver-
^enstantheil haben die arbeitendenHauslinge 1234,95 M. erhalten. Der Ueberschuh des gesammten
Arbcitsbetriebesbetragt 5906,55 M. Die Fabrikation besteht aus Näherei, Schneiderei,Strickerei,
Schusterei,Korb- und Sluhlflechterei, Spinnerei und Herstellung von Lohkuchen. Der Versuch,
"ne Dütenfabrik durchzuführen, hat sich mangels von Aufträgen nicht als lebensfähig erwiesen.
^2 Vermögen des Landarmenhauses beträgt in Vaar 47 585,41 M, welches bei der Landes-
°ank der Rheinprouinz rentbar angelegt ist. Ich will hierbei bemerken, daß das vor
^ Jahren neu angekaufte Haus schon bezahlt ist und dessen Werth bei vorgenannter Summe
"Ht einbegriffenist Hierzu kommt noch ein bei der Anstaltskassebefindlicher eiserner Nestand
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von 12 000 M., welcher als Betriebsfonds dient, weil das Landarmenhaus auf seine eigenen
Einnahmen angewiesen ist und Zuschüsseaus Provinzialmitteln nicht erhalt. Auf Grund des
Gesetzes vom 11. Juli 1891 über die außerordentlicheArmenlast, über dessen Ausführung ein
besonderesReferat vorliegt, sollen vom 1. April 1893 ab in das Landarmenhaus zu Trier nur
noch sieche, arbeitsunfähige Personen aufgenommen werden. Durch diefe Mahnahme wird
natürlich der vorliegende Etat nicht bei allen Positionen eingehalten weiden können. Wenn nun
trotzdem von der Aufstellung eines diesen Verhältnissen angepaßten Etats Abstand genommen
wurde und der Etat in der seitherigenWeise aufgestellt ist, so geschah das, weil man die Wirkung
des vorjährigen Gesetzes noch nicht genügend kennt und die Aufnahme der siechen Personen je
nach der Bedürftigkeit der Unterbringung erst nach und nach erfolgen soll, während die arbeits¬
fähigen Personen erst nach einem entstandenen Raummangel anderweitig untergebracht werden
sollen. Diese geplanten Ausführungen vermögen in der ersten Zeit die Ausführung des Etats
wenig zu verändern, weshalb ich bitte, den Etat in der vorliegenden Fassung anzunehmen.

Der Etat schließt ab in Einnahme und Ausgabe mit 13? 700 M. gegen 132 820 M.,
mithin um 4880 M. mehr. Dieses Mehrerforderniß ist bei den einzelnen Titeln begründet.
Die Aenderungen resp. Abweichungen von dem vorherigen Etat sind nun folgende: In Titel I
der Einnahmen sind mehr aufgeführt 800 M. — Durch das Ausscheidendes früheren Anstalts¬
arztes, des Dr. Dollmann, aus dem Dienst des Landarmenhauses wurde die von demselbeninne¬
gehabte Dienstwohnung dem Rendanten überwiesen. Die von diesem verlassene Dienstwohnung
im Obergeschoß des Hauses in der Vrückenstratze ist nun für 1600 M. vermiethet, sodaß 800 M.
mehr als früher erzielt worden sind.

In Titel II der Einnahmen sind mehr eingestellt 280 M. Dies Mehr ist durch
Erhöhung der Einnahmen aus der Landwirthschaftund Viehstandsnutzungerzielt worden.

In Titel III sind mehr eingestellt 3655 M. Diese Erhöhung ist durch die erhöhten
Pflegesätze für Epileptiker, welche bisher nur 60 bezw. 80 Pf. betrugen, entstanden. In Zukunft
sollen durch die Ausführung des Gesetzes für die außerordentliche Armenlast die für Epileptiker
bisher bewilligten Begünstigungen in den Pflegesätzenin Wegfall kommen.

In Titel IV der Einnahmen sind der Abrundung wegen 10 M. weniger eingestellt.
In Titel VI der Einnahmen sind 155 M. mehr eingestellt. Diese Erhöhung stützt sich

auf den Durchschnittder Einnahme der zwei letzten Jahre.
In den Ausgaben haben wir in Titel I, Position 1—7, 520 M. mehr. Diese vor¬

genommeneErhöhung von 520 M. hat auf Grund des Normal-Besoldungsplanes stattgefunden.
Die in Position 10 vorgeseheneVerminderung von 300 M. beruht auf einem Vertrage, wonach
dem jetzigenHausarzt nur 1500 M. zu zahlen sind. Bei Position 11 findet sich eine Erhöhung
von 80 M., weil dem Vüreaugehülfen wegen seiner längeren Dienstzeit eine Erhöhung seiner
Remuneration bewilligt werden soll. Der Abzug i« Position 13 stützt sich auf besondereVer¬
rechnung der von den Beamtengehältern an den Pensionsfonds zu zahlenden Beiträge und auf
die augenblicklich zu zahlenden Pensionen an ehemalige Beamte des Landarmenhauses.

In Titel VII, »ud 2, sind 200 M. mehr aufgeführt, weil inzwischendie Waschküche
auch mit Gas eingerichtetworden ist und der Verbrauch von Gas um so viel höher ist.

Nach diesen Darlegungen und nach eingehender Prüfung der einzelnen Positionen des
vorliegendenEtats nebst seinen zwei Unter-Etats ^ — über die Landwirthschaft und Viehstands-
nutzung — und L - über den Arbeitsbetrieb — wird von der Commission die unveränderte
Annahme des Etats dem hohen Landtage vorgeschlagen.
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Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Wird zu diesem Etat das Wort gewünscht?—
Das ist nicht der Fall. — Ich constatire daher die Annahme des Beschlusses der Commissionzu
diesem Etat.

Wir gehen weiter zum Antrag der II. Fachcommission zum Etat über die Unter¬
stützung milder Stiftungen, Nettungs-, Idioten- uud anderer Wohlthätigkeits¬
anstalten, sowie über die Kosten für Freistellen an idiotische :c. Kinder, welche bezw-
deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben, für die Etats-
jahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895.
Referent ist Herr Abgeordneter Eisenlohr. Ich bitte ihn, das Referat zu erstatten.

Berichterstatter Abgeordneter Eisenlohr: Meine Herren! Ich habe Ihnen in Betreff
des Antrags der II. Fachcommissionzum Etat über die Unterstützungmilder Stiftungen, Nettungs-,
Idioten- und WohltlMgkeitsanstlllten, sowie über die Kosten für Freistellenan idiotische :c. Kinder,
welche bezw. deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflegehaben, für ine Etats¬
jahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895 zu
berichten. , .

Dem Provinzialverband, meine Herren, lag auf Grund des §. 4 des Dotationsgesetzes
die Unterstützung milder Stiftungen. Nettungs-, Idioten- nnd anderer Wohlthätigkeitsanstalten
üb. Dieser Verpflichtung wnrde bisher in der Weise genügt, daß den ans freier Liebesthat,gleit
rntstandenen Anstalten znr Erziehung und Pflege katholischer idiotischerKinder aus der Rhein-
Provinz in Essen, und für evangelische idiotischeKinder zu Hephata bei M.-Gladbach Zuschüsse
aus Provinzialmitteln gewährt worden sind, um es den Anstalten zu ermöglichen, m erster
Nnie mittellose Kinder, welche ihren Unterstützungswohnsitzin weniger leistungsfähigenGemein¬
den haben, in theilweise oder ganze Freistellen anfnehmen zn können. An solchen Unter¬
Atzungen wurden 1892/93 gezahlt: an Essen 10 000 M. und an Hephata 3000 M. Ferner
wurde dem Vorstande der rheinischen Gefängnißgesellschaftzu Düsseldorf zur Ausführung feiner
Zwecke eine einmalige Unterstütznng von 300 M. gezahlt. Mit der Ausführung des Gesetzen
Wer die außerordentliche Armenlast vom 11. Juli 1891 am 1^ April 193 - "t
Beginn der neuen Etatsperiode - tritt nun au den. vorbeze.chnetenGebiet insofern eme

Kinder «, di der Anstaltspstege bedürfen, in geeigneten Anstalten unterbringen. Es fra
A) um, ob ich auch die Provinz für solche idiotifcheKinder ^ren AngeMige d.e Hn
b°s Ortsarmenv rbandes nicht in Ansprnch nehmen können, weil ste a "ge Mt n d e
durch die Unterbrinauuq solcherKinder entstandenen Kosten nicht ganz zu Mm vermögen.
Beihtil m "" ?''Die Provinzialverwaltnng glanbte
3" sollen we l in der Praris folchen Kindern bisher seitens der Anstalten durch die Ueberwe,ung

^Provi^ den ^.din^ ^^ ^E'° hat daher den vorliegenden Etat uw

^oten- und anderer an öffentliche Armenpflege haben.
Kn'der, welche bezw. deren Angehörige ke 'M ^Mch ls 1^

""gelegt, in welchem eiu Zuschn von nur 000 M. g n ^ « ^ ^ ^, ^
In Ansehuug, datz die bereis genannten A' ^^ M, er ^ ^ ^ ^

«verzeichnen haben und daher nicht auf Kosten

^en Prinzip der P«"NMlverwa^ werden können, der""es Armenverbandes vermöge der Verhältnisse ihrer liiern n.. u
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Unterbringung in eine andere geeigneteAnstalt aber bedürfen, eine zweckentsprechendeErziehung
zu Theil werden zu lassen, erlaube ich mir die Annahme des vorliegenden Etats zu empfehlen,
zu dessen Aufstellung ich mir noch zu bemerkenerlaube, daß 1. unter Titel I die Pflegekosten¬
beiträge, welche die Angehörigen der Kinder zu zahlen in der Lage sind, vereinnahmt werden,
mithin von der Landcsbank auf besondereOrdre vorher einzuziehensind; 2, unter Titel II, der
voraussichtlichzur Deckung der in den Anstalten entstehenden Pflegekosten erforderlicheZuschuß
aus Provinzialmitteln vorgesehenist, um welchenes sich in vorliegendemFalle handelt; 3. unter
Titel I der Ausgabe ein Betrag von 5000 M. vorgesehen ist, um die von den betreffenden
Anstalten vertragsmäßig liquidirten Pflegekostenzahlen zu können.

Im Uebrigen verweise ich auf die ausführlichen Bemerkungen zum Etat und bemerke
noch, daß der gegen den vorigen Etat erübrigte Betrag von 10 000 M. in dem Etat über die
Landarmenverwaltung wegen der Ausführung des Gesetzes über die außerordentlicheArmenlast
enthalten ist. Ich beantrage Namens der Commission:

„Hoher Provinziallandtag wolle den Etat im Betrage von 5000 M. genehmigen."
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Diskussion über den Antrag

und schließe dieselbe, da sich Niemand zum Worte meldet. Ich constatire die Annahme des
Antrags der Commission, der dadurch zum Beschluß erhoben ist.

Wir gehen über znm Antrag der II. Fachcommission zu:
s,) der Petition der Verwaltungssekretäre in Rheinland und Westfalen,

betreffend ihre pensionsberechtigte Anstellung,
d) der Petition der Polizeidiener der Landgemeinden des Sicgkreises,

den gleichen Gegenstand betreffend, und
«) dem Antrage des Abgeordneten Zwcigert auf Berichterstattung des

Provinzialausschufses über die Angelegenheit der Pensionsverhält¬
nisse der Communalbeamten.

Referent ist Herr Abgeordneter Dr. Frowein; ich ertheile demselben das Wort über
die drei Anträge.

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Frowein: Die Bereinigung von Verwaltungs-
setreiären für Rheinland und Westfalen beantragt:

„der Provinziallandtag wolle eine Resolution beschließen,dahingehend:
Die Königliche Staatsregierung zu ersuchen, die Anstellungs- und Pensious-

verhältniffe der in den Stadt- und Landgcmcindeverwaltungen der Rheinprovinz
beschäftigtenSekretäre einer gesetzlichen Regelung zu unterziehen, damit namentlich
in allen Stadt- und Landgcmeindevcrwaltungen der Nheiuprovinz, wo solches
erforderlich ist, die pensionsberechtigteAnstellnng von Stadt-, Bürgermeisterei- bezw.
Kassensekretärenerfolgt, nnd es diesen Beamten dadurch ermöglicht wird, der für
die Communalbeamten der Rheinpruvinz errichtetenWittwen- und Waisenversorgungs-
anstalt als Mitglieder beizutreten."

In dem gleichen Sinn bitten die Polizeidicner der Landgemeinden des Siegkreises «M
Verleihung der Pensionsberechtigung, sowie um Veraulassung derjenigen Borschläge und Schritte.
welche zur Erreichung ihrer Wünsche erforderlich fcheinen.

D«se Angelegenheit hat das hohe Haus bereits seit dem Jahre 1881 beschäftigt, «"
da« Bedürfniß einer gesetzlichen Regelung der Materie ist bei allen Verhandlungen einstim'"g
anerkannt worden. In der vergangenen Session lag der Entwurf eines Gesetzes, betreffend°tt
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Abänderung einiger Bestimmungen wegen der Pensionirung der Gemeindebeamten in den Land¬
gemeindender Nheinprovinz, zur Begutachtung vor. Das Gutachten lautete befürwortend und es
wurde zugleich einstimmig folgenderAntrag angenommen:

„an die KöniglicheStaatsregierung das dringendeErsuchenzu richten, möglichst bald
ein Gesetz zu erlassen,durch welches die PensionsverlMnisse der übrigen Communal-
beamten, insbesondere auch der Communalbeamten der Landgemeinden, nach Maß¬
gabe der für die Staatsregierung geltenden Grundsätze einer gesetzlichenRegelung
unterzogen werden."

Das inzwischen erlasseneGesetz vom 21. Juli 1891 berührt nur die Verhältnisse der
Bürgermeister und der Gemeindeforstbeamten. Für die sämmtlichen übrigen Communalbeamten
steht also die Regelung noch aus.

Die II. Fllchcomnnssionempfiehlt Ihnen daher, den in der vorigen Session gefaßten
Beschluß zu wiederholen und zwar in der im Druck Ihnen vorliegendenFassung.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich eröffne die Diskussionund ertheiledas Wort
dem Herrn AbgeordnetenZweigert.

AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Es ist mir schier unbegreiflich,daß diese An¬
gelegenheitnoch immer nicht erledigt ist. Die Städteordnungen datircn bekanntlich aus den 50er
Jahren. Die Slädtcordnung der östlichen Provinzen und auch die der Provinz Westfalen haben
das Prinzip der unbedingten Pensionsberechtigungfämmtlicher öffentlicher Communalbeamtenauf¬
gestellt, und nur die Städteordnung der Nheinprovinz macht hiervon eine wenig rühmliche Aus¬
nahme, indem sie die Frage der Pensionsberechtigungder Beamten in das Belieben der Gememde-
behürden stellt; und ganz dasselbe thut die Landgemcindcoronungfür die Nheinprovinz. Daß die
Beamten der Nheinprovinz das Bestreben haben, ihren Kollegenin anderen Provinzen gleichgestellt
zu sein, ja, daß es sogar zur Sicherung der Arbeits- und Schaffensfreudigkeitund der Unab¬
hängigkeit der Beamten im Dienst eine Nothwendigkeit ist, ihnen ebenso,wie den übrigen Beamten,
die Pensionsberechtigungzu verleihen, darüber hat noch niemals ein Zweifel bestanden, und ich
habe noch niemals einen Menschen kennen gelernt, der das bestritten hat Trotzdem meme Herren,
kommen wir in der Angelegenheitnicht weiter. Ich habe, solange ich d:e Ehre habe un öffent¬
lichen Leben zu stehen, bereits zum vierten oder fünften Male, theüs ^" Wfem Häuf che
berrenhaufe, die dringende Bitte an die Königliche Staatsreg:erung ^«tet, doch ^
der Sache ein Ende zu machen. Mir wird dann immer erwidert, w Sache fe. furchtbar
schwierig Nu„ meine He en wenn es den, Herrn Finanzminister gelmigenrst, w Frage der

Frage der ganzen
l°'s°n, so wir es dem Herrn Minister des Innern doch wohl auch gemgm, er en « W
«nch diese Frage endlich einmal zu Ende zu führen. Meme Herren ^ '« ^^.^ ^
reißt einem die Geduld und so muh unseren Communalbeamtenm » / ^^
reißen, wenn sie immer wieder und wieder vergeblichlnttem Darum bttt ^ «/^^
"it möglichster Einstimmigkeit und Entschiedenheitden Antrag der II. Fachcomnnsston°nzu,

nehmen. (Beifall.) . . ^we Excellenz der Herr Ober-
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat L-eme ^e «

, den
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Herrn Minister erstattet habe. Ebenso ist meinerseits nach dem letzten Provinziallandtage im
Dezember 189N der Beschluß desselben dein Herrn Minister wesentlich zustimmend überreicht
worden; ich werde nicht verfehlen, auch den heutigen Veschluh dem Herrn Minister vorzulegen.
(Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderIanße n : Das Wort hat der Herr AbgeordneterZweigert.
Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ich war mir vollständig bewußt, daß die

Cummunalbeamtcn sich des Wohlwollens des Herrn Obcrprcisidentcn erfreuen, und daß es nicht
an dem Herrn Obcrpräsidcnten und auch nicht an unserer Bezirksregierung liegt, wenn meinen
Anträgen bis jetzt nicht stattgegeben ist. Mein Appell richtet sich nicht an unsere Provinzial-
regierungen, sondern er geht nach Berlin. Die Sache liegt meines Erachtens so, daß man in
Berlin diese Angelegenheit für zu klein und zu unwichtig hält, um sich derselben mit der
nöthigen Beschleunigung anzuuehmeu, uud doch ist sie das thatsächlich nicht. Es hängt das
Schicksal einer großen Anzahl von Personen davon ab, die nun endlich einmal wissen wollen,
woran sie sind. Seitdem ich die Ehre habe, für dicfc Sache zn kämpfen, find fchon Hunderte
Beamte unfähig geworden, den Dienst weiter zu thun, uud sitzen da, auf die Gnade ihrer Gemeinde
nngewiefen, während ihnen doch ein Rechtsanspruch zustehen sollte.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Zum Wort ist Niemand mehr gemeldet; ich
schließedie Diskussiou. — Der Herr Referent verzichtet auf das Schlußwort.

Da der Antrag der Commifsion einen Widerspruch aus dem Hause nicht gefunden
hat, fo stelle ich fest, daß derfelbe Ihrerseits einstimmige Annahme gefunden hat.

Wir gehen über zum Antrag der II. Fachcommission zu der Petition der Land-
bürgermeistcr der Nheinprovinz, betreffend die Wittwen-und Waisenversorgungs-
anstatt der Communalbeamten der Rheinprovinz. Auch hier hat Herr Abgeordneter
Dr. Frowein das Referat. Ich ertheile ihn, das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Frowein: Meine Herren! Eine Anzahl Landbürger-
meister bittet, auf Grund des §. 43 der Provinzialordnung bei der KöniglichenStaatsregierung
den Antrag zu stellen, daß sämmtliche Communalverbande der Provinz gesetzlich verpflichtet
werden, entweder aus eigenen Mitteln die Fürsorge für die Hinterbliebenen ihrer Beamten zu
übernehmen, oder zu diesem Zwecke der Provinzial-Wittwen- und Waisen-Versorgungsanstalt lm-
zutreten. Zugleich wird die Gewährung eines Dotationskapitals für die Anstalt und die Herab¬
setzung der Veitrüge zur Erwägung gestellt. Begründet wird die Petition damit, daß die große
Mehrzahl der ländlichen Gemeindevertretungen den Veitritt znr Kasse für ihre Beamten abgelehn
haben. Daraus ergebe sich die Nothwendigkeitdes Veitrittszwanges; indessen werde auch O""
die Gewährung eines Dotationskapitals und die Herabsetzungder Beiträge ansehnlicheBeitritts
erklärungen herbeizuführen im Stande sein. Meine Herren! Die Anstalt ist erst mit dem
1. Januar d. I. ins Leben getreten — und zwar auf der Grundlage des freiwillige,, Beitritts -^
nachdem das hohe Haus im Jahre 1888 den Vorfchlagdes Prouinzialausschusses, eine Versorgung^
anstatt mit bindender Kraft für die Gemeinden in Aussicht zu nehmen, abgelehnt hatte. W'
sind der Meinung, daß unter diesen Verhältnissendie weitere Entwickelungder Anstalt abgewartt
werden muh, ehe daran gedacht werden kann, den einmal beschrittenenWeg zu verlassen, ^'
Eommission ist demnach, so sehr auch für die betreffenden Beamten die Fürsorge für ihre Hl" ^
bttebenen zu wünschenist, nur in der Lage, Ihnen den Uebergang zur Tagesordnung zu e"pl"s^

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort wird nicht gewünscht. Ich "^
mi daß Sie dem Antrage der Commission Ihre Zustimmung ertheilt und denselben 3"
Beschluß erhuben haben.
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Ich habe Ihnen den Vorschlag zn machen, den folgenden Gegenstand, nämlich den
Antrag der I. Fachcommission zur Vorlage der Königlichen Staatsrcgicrnng,
betreffend Wahl von bürgerlichen Mitgliedern der Ober-Ersatzcommissionen, für
heute von der Tagesordnung abzusetzen, da mir von vielen Sciteu des Hauses mitgetheilt
worden ist, daß die entworfene Liste noch einer Berichtigung bedarf, Sie sind damit einver¬
standen, (Zustimmung.) Zur Geschäftsordnunghat das Wort Herr Abgeordnetervon Grand-Ry.

Abgeordneter von Grand-Ry: Es wäre zn empfehlen, daß bei dieser Liste, wie es
bei der Aufstellung früher geschehen ist, die Bezirke sich zusammenfänden, nm sich über die Wahl
der betreffende»Mitglieder zu bespreche,: uud zu einigen. Es ist in der Commissiondie Sache
sehr lang und breit verhandelt worden, und man hat sich bemüht, möglichst diejenigen Mit¬
glieder zu wähle», die den betreffenden Lcmdwchrbezirkeuangehören. Es ist dies aber that¬
sächlich unmöglich. Es existirt uuu iu vielen Kreisen der Wunsch, daß, da nur ein Mitglied
gesetzlichfür den ganzen Infanterie-Vrigadcbczirk gewählt werden kann, die Stellvertreter unt
Rücksicht ans ihre örtliche Zugehörigkeit zu den einzelnen Landwehrbezirten gewählt würden, nm
die Vertretung zn erleichtern, das würde nur zu crrcicheu sein, wenn die Herren ans den Be¬
zirken sich über die Kandidaten verständigten und darüber Mittheilung machten,

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich mutz das den Herren Vertretern der ver¬
schiedenen Bezirke überlassen, glaube aber, den Wünschen, denen Herr von Grand-Ry Ausdruck
gegeben hat, dadurch entgegenzukommen, datz ich diese Wahl für die letzte Sitzung dieser Tagung
"' Aussicht nehme, so daß nicht allein die Vertreter der betreffendenBezirke, sondern auch d,e
Kommissionen Zeit genug haben, sich über den Gegenstand zu verständigen.

Wir gehen sodann über zum folgenden Gegenstand, dem Antrag der I. Fachcom¬
mission zur Petition des Kreisausschusses zu Kempen um Gewährung einer Zrnsen-
beihülfe für das zur Linderung des Nothstandes aus Anlaß des Orkans vom
1' Juli v I von der Landesbank der Nheinprovinz empfangene Darlehen. Herr
Abgeordneter Quack wird die Güte haben das Referat zu übernehmen. Ich ertheile ihm das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterQuack: Meine Herren! Im vorigen Jahre ist m, Iul, der
südliche Theil des Kreises Kempen von einem großen, mächtigenOrkan heimgesucht wockn, der
e"e ganz unglaubliche Verwüstung in diesen Gemeinden angerichtet hat ",d «ne N^e von
Gemeinden dadurch b troffen worden, so daß ihre Häuser niederstürzten,es sind Geh fte mck s m,e en
Umfassungsmauern vollständig niedergelegt worden. Wie gesagt ^ ^ eme Vereng m<-
Wen, wie sie sich derjenige kaum denken kann, der sie nicht gesehen hat, f" e
unmittelbare Hülfe sofort von allen Seiten Unterstützungenem, aber nachdem d« ersten Unter,
"üwngen gegebenwäre" handelte es sich darum, auch für die Zukunft dresem Uebelstandeabzu¬
helfen, dem Nstlde.ttgegenzutreten und besondersHülfe zu gewähren zum Bau der Geh fte

U"d ier Hä^17den Gemeinden, Es ist hier nun s°f^
d°" Kreise K »wen ein Darlehn von 235 000 M. anfänglich gegeben Der Kreis Kempen hat

^ies Darlch ^ W" Aufbau ihrer Gehöfte gegeben und ^ wmde verem-
b"t, daß die Zuschüsse zu den Zinfen Seitens des 3'" Ver,

^nng ^5^ ^geben^de. I» ^dessen hat^ ^awus« .ne Zum¬
utung für diefes Darlehu b s zum 1. ^ ^' ' " '00 ^ g Y ^ ^

^ "ue Eingabe des Kreisausschusses«°n.^ p « °"/,^ f„r die Jahre 1892 bis 1894
'ne längere Reihe von Jahren
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zu gewähren. Meine Herren! Die Zustände in denjenigenGemeinden, die von dem Orkan betroffen
wordensind, waren überhauptfchon in großer Unordnung, es ist ein wirthschaftlichcr Niedergangdort
zu verzeichnen gewesen, wie er selten solchen kleinen Gemeinden zu Theil wird. In diesen
Gemeinden wohnen nämlich vorzugsweise und haben gewohnt die Handweber, die Seidenweber,
welche von den Fabrikstädten Crefeld, Viersen und Lobberich beschäftigt wurden. Seit mehreren
Jahren, 7 oder 8 Jahren, ist nun die Handweberei in vollständigem Rückgang und augen¬
blicklich, glaube ich, werden kaum noch '/. oder '/« der vor 10 Jahren beschäftigtenHandweber
überhaupt vorhanden fein. Die Maschinenwebereihat diese Handweber völlig brodlos gemacht.
Nur dann und wann, wenn gerade die Mode günstig ist, wenn eine lebhafte Beschäftigung in
der Seidenfabrikation eintritt, dann wird auf die wenigen noch vorhandenen Handweber zurück¬
gegangen, und dann ist für diese noch eine Beschäftigung. Es wird Ihnen deshalb öfter mit¬
getheilt werden können, dah dicfe fämmtlichen Handweber noch befchäftigtseien, aber das ist nur
vorübergehend und nur für wenige Monate des Jahres, während die Mode eine folche BcschäfU-
gung unterstützt. Während der anderen Zeit sind diese Leute ohne Beschäftigung. Es ist nun
der Versuch gemacht worden, diese Weber in anderen Webereien zu beschäftige,,; diefer Versuch
ist aber völlig mißlungen. Diese Handweber können sich der Disziplin und der Ordnung M
keiner Weise unterwerfen, und fo ist man in der traurigen Lage, ihnen die Arbeit rundweg
verfügen zu müssen. Es sind Verfuche gemacht worden, diese Weber in andere Beschäftigungen
überzuleiten. Es ist von den Fabritbesitzern ein Kapital bis zu 100 000 M. für die 3 Kreist
Gladbach, Erefeld und Kempen zusammengebrachtworden, um aus diesem Kapital die Leute m
andere Beschäftigungenüberzuführen. Es ist das auch theilwcise gelungen, und, wie gesagt, em
großer Theil dieser Weber ist nicht mehr vorhanden und anderweitig beschäftigt. Der Nothstand
ist für diefc Gemeinden aber fo groß, daß fast jeden Winter besondereUnterstützungscomit^s
eintreten müssen, um aus den Mitteln der Gemeinden diese Leute zu unterstützen, um ihren
Unterhalt, ihre Existenz überhaupt möglich zu machen. Das ist so weit gegangen, bah die Zinsen
dieses Fonds benutzt worden sind, um diesen Handwebern, die während der ganzen Zeit keine
Beschäftigung haben, die Beiträge für die Krankenkassenzu bezahlen, damit diefe keine Veran¬
lassung finden, ihre Mitgliedschaft auszuschließen,und damit wenigstens in Krankheitsfällen diese
Weber noch Gelegenheit haben, sich zu versichern. Wie gesagt, die Gemeinden sind dadurch "
einen großen Nothstand gerathen und die Beiträge zu den Coinmunalsteuern zeigen, daß wirkn )
ein starker Nothstand in den armen Gemeinden vorhanden ist. Es ist deshalb wohl gerechtfertigt,
daß diesen Gemeinden auch fernerhin für die nächsten Jahre ein Zuschuß zu diesen Zinsen gewähr
werde, und aus diesen Gründen hat auch die Fachcommissiongeglaubt, diese Petition, so we,
jetzt überhaupt noch Zinszuschüssezu geben sind, unterstützen zu sollen. Inzwischen haben M>
aber die Darlehen vermindert; sie sind auf 181600 M. zurückgegangen und davon liegen 30 000 F -
außer Frage. In der Commission wurde festgestellt,daß diese Zinsen von 150 000 M- ""
noch nöthig seien zur Unterstützungund zur Zinsvergütung, und es wurde deshalb beantragt, '
den, Kreise Kempen bewilligten Zinszuschüssevon je 4500 M. auch für die beiden nächsten Jahr
1894—1896, also zusammen 9000 M. zu bewilligen. Es ist das der Antrag der I. F""'
commission, welchen ich Ihrer Annahme empfehle.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Ich stelle den Antrag zur Verhandlung, ^
AbgeordneterSchwitz hat das Wort.

Abgeordneter Schmitz: Meine Herren! Der Abgeordnete Quack hat hauptsächlich °'
Antrag befürwortet, daß der Kreis Kempen diese Zinsenbeihülfe erhalten soll. Ich "iM m^
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damit auch ganz einverstanden erklären; aber die ärmste aller dieser Gemeinden, die unter dem
furchtbaren Orkane gelitten haben, ist doch die Gemeinde Anrath im LandkreiseCrefeld, und ich
möchte noch den Antrag stellen, daß auch dieser armen Gemeinde eine Beihülfe von 1000 M.
gewährt wird. Es sind hier die Verhältnisse schlimmerals in irgend einer andern Gemeinde des
Kreises Kempen,weil hier fast gar kein Vermögen ist, Der Grund und Boden ist fast überall
schlecht und die Einwohner, meistens Seiden- und Sammtweber, haben in den letzten Jahren auch
durch den schlechten Gang der Weberei sehr wenig verdient, so daß der Nothstand so groß ist,
daß man die Steuern nicht hat bezahlen können. Es sind die Communallastenso groß, dah von
der Einkommensteuer400°/« und von der Gewerbe-, Grund- und Gebäudesteucr250°/« gezahlt
werden müssen. Ich möchte daher dem hohen Landtage diesen Antrag empfehlen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ja, meine Herren, dieser Antrag ist gewiß sehr
gut gemeint; aber wir können ihn doch nicht so aus dem Handgelenk heraus sogleich hier bei
diesem Gegenstand der Tagesordnung erledigen. Wir werden darüber die Commissionnoch hören
müssen. Ich würde daher den Herrn KollegenSchmitz bitten, seinen Antrag schriftlicheinzu¬
geben, damit in einer späterenSitzung darüber berichtet werden kann. Zur Geschäftiordnunghat
das Wort Herr AbgeordneterBecker.

Abgeordneter Becker: Ja, meine Herren, ich glaube, dasselbe könnte erreicht werden,
wenn die Gemeinde einfach einen gleichen Antrag an den Provinzialausschuß stellte. Die ganze
Angelegenheit ist ja nur hierher gekommen,weil der Provinzialausfchuß den Antrag des Kempener
Kreises, ihm die Zinsbeihülfen noch länger zu gewähren, abgelehnt hat. Nur deshalb haben
sich die Vertreter des Kempener Kreises hierher an den Landtag gewandt, um das zu erreichen.
Derselbe Fall liegt in dem Falle, welchen Herr Schmitz erwähnt hat, gar nicht vor. Deshalb
ist es richtig, daß sich die Gemeinde zuerst an den Ausschuß wendet, und wenn die Verhält¬
nisse so liegen, wie Herr Schmitz sie dargestellt hat, dann liegt für den Ausschuß kaum ein
Grund vor, diese Gemeinde ungünstiger als den Kreis Kempen zu behandeln.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Landesrath Kehl hat noch um das
Wort gebeten.

Landesrath Kehl: Meine Herren! In Bezug auf die Gemeinde Anrath gestatte ich
"Nr noch folgende Ausführungen. Die Gemeinde Anrath hatte gerade wie der Kreis Kempen
"n Sturmdarlehen in Höhe von 120 000 M. beantragt und Seitens der Landesbank bewilligt
"halten; dazu ist als einmalige Beihülfe zur Zinszahlung eine Summe von 10 000 M.
Seitens des Provinzialausschusfes genehmigt worden. Darauf stellte es sich nach einigen
Monaten heraus, daß die Gemeinde Anrath das Darlehen bei der Landesbank nicht abheben
^nnte. Es hatte sich nicht ermöglichen lassen, das Darlehen in kleineren Betragen unter¬
zubringen und in Folge dessen wurde das Darlehen nicht abgehoben. Darauf hat der Pro¬
vinzialausfchuß feiue urfprüugliche Bewilligung von 10 000 M. als Zinsenbeihülfe zurück¬
genommenund nur 5000 M. als einmalige Unterstützung für die Gemeinde Anrath bewilligt.
^° liegen die thatfächlichenVerhältnisse in Bezug aus die Gemeinde Anrath, und dabei ist es
bisher geblieben.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Woct hat Herr Abgeordneter Schmitz.
Abgeordneter Schmitz: Ich ziehe meinen Antrag zurück und null es der Gemeinde

"'rath anheimgeben sich noch einmal an den Provinzialausfchuß zu wenden. (Zustimmung)
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ein Widerspruch gegen den Antrag der Com-

""sswn liegt nicht vor Ich darf wohl feine einstimmigeAnnahme constatuen.
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Wir kommen zu dem Antrage der I. Fachcommission zum Autrage des Abge¬
ordneten Wallraf und Genossen, betreffend Aenderung der Fischcreigesetzgebung.

Berichterstatter der Commission ist Herr Abgeordneter Pflug, Ich bitte ihu, das
Wort zu nehmen.

Berichterstatter Abgeordneter Pflug: Meine Herren! Der Antrag, den ich die Ehre
habe hier im Auftrage der I. Fachcommission Ihnen zu unterbreiten, lautet:

„Hoher Provinziallandtag wolle den in DrucksachenNr, 55 vorliegenden Antrag der
Abgeordneten Wallraf und Genossen in Nr. 1 und 2, lautend:

Die KöniglicheStaatsrcgierung um Vorlage eines Gesetzentwurfszu bitten, durch welchen
in Abänderung der bezüglichenBestimmungen des rheinisch-französischenRechts, des
Preußischen Fischereigesetzesvom 30. Mai 1874 und der zu demselben crgangenen
Novelle vom 30. März 1880:
1. die Berechtigung der Uferbesitzerzum freicu Fischfange in den Privatflüsseu (Adja-

zentenfischerei)aufgehoben nnd den Gemeinden nach dem Vorgange des Ingdrechtö
die Vefuguiß verliehen wird, die Fischerei in den Privatflüsscn uutcr Wahrung der
Bodennutzungsintercsscnder Uferbesitzcrzu verpachten;

2. die Festsetzungder jährlichen Schonzeit der Fische nach Lage der verschiedenen örtlichen
Verhältnisse, wenn nöthig innerhalb fester Zeitgrenzen, den Polizeibehörden übcr-
trageu wird;

unverändert annehmen und diefen beiden Nummern hinzufügen:
3. die bestehendenSelbstfänge befeitigt werden oder, falls dieses uicht angängig sein

sollte, doch jede Ausbesserung derselbenverboten wird, oder die Sclbstfäuge wenigstens
während der Laichzeit außer Thätigkeit zu setzen sind.

Des Ferneren wolle hoher Pruvinziallandtag beschließen,die KöniglicheStaatsregierung
zu bitten, dahin zu wirken, daß die Strafvorschriften gegen Fischfrevel, insbesondere soweit der
Fischsrevcl gewerbsmäßig stattfindet, nach Analogie der Nestimmungen über Jagdfrevel eine
Erhöhung und Verfchärfuug erfahren."

Das hohe Haus möge gestatten, daß ich mit wenigen Worten den Antrag begründe.
Es ist eine allgemein anerkannte Thatfache, daß in unfern Bächen nnd kleinen Flüssen der
frühere Fifchreichthnm völlig anfgehört hat uud verschwundenist. Es ist ferner bekannt, daß
der Fifch ein sehr angenehmes Nahrungsmittel ist (Heiterkeit), und es wird auch Niemand
bestrciten, daß die Vorschläge, die hier gemacht worden, geeignet sind, den früheren Fifchreichthnm
wieder herbeizuführen. Ich möchte daher das hohe Hans bitten, den Antrag anzunehmen.
(Heiterkeit.)

Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Ich eröffne die Diskussion. Herr Abgeordneter
Freiherr von Loö hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Lo8: Meine Herren! Ich will natürlich nicht gegen den
Antrag reden, da ich die Sache von dem Herrn Referenten schon so treffend motivirt sehe-
(Heiterkeit.) Ich möchte aber auf einen Punkt aufmerksam machen Nie ich gehört habe, st"d.
'«enigsteus am Niederrhein, die Bürgermeister zum Bericht darüber aufgefordert worden, ob es
ncy nuht empfehle, diese Angelegenheit ans dem Wege des Genossenschaftswesenszu ordne"-

^. I. '^' ^ "nen sehr bedenklichen Weg halten. Auf dem Genoffenfchaftswegekann w
.nt3' ?^" werden; da würden leicht unter den einzelnen Interessenten große Uneinigte""

Kme solche Regelung würde au eiuer Stelle gelingen und an einer anderen n^lt-
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Eine Ordnung, sowie auch wir sie wünsche,,,würde, vermöge der zn erwartenden Uneinigkeiten,
auf diesem Wege uicht erreicht werden, das ließe sich eben nur durch eiu Gesetz machen, ähnlich,
wie das Iagdpolizeigefch. Ich will ferner noch hervorheben, daß die Beschädigung,die den
Adjaccntcn durch den Begang der Ufer entstehen tann. wahrscheinlich,wenn die Verpachtuug
stattfindet, viel geringer sein wird, als es heute der Fall ist. Denn in vielen Gegenden bitten
sich irgendwelchebeliebige Leute von den Adjaeentcn die Erlaubniß aus. fischen zn dürfen uud
die Adjacenten sind so gutmüthig oder häufig auch zu baugc. die Erlaubniß abzulehnen, und es
wird dann viel mehr beschädigt,als wenn verpachtet wird.

Meine Herren! Ich möchte dann noch auf einen anderen Punkt aufmerkfam macheu,
der zwar nicht den Antrag selbst berührt, der aber zu der Sache der Fischerei in enger
Beziehung steht. In vielen Privatgewässern, meine Herreu, sind die Fische heutzutage vollständig
llusgestorben,und warum siud sie ausgestorben? Durch die Fabrikgewässermit ihren Giften tue
in diese Privatgewässer hineinkommen. Ich nenne Ihnen nur die Wurm bei Aachen, die Itrers
bis tief in den Kreis Geldern hinein, wo die Industriebezirkevon Aachen, Gladbach und Viersen
liegen. Die Herren müssen es mir nicht Übel nehmen, es ist eine Thatsache, daß diese Gifte
hineinkommen. Die Iudicatur hier am Rhein ist bisher immer von der Anschauungausgegangeu,
daß ein civilrechtlicher Anspruch auf Entschädigunguicht vorliegt. Es wird das wohl richtig sem;
eine spezialgesetzlicheBestimmungüber diese Frage besteht überhaupt nicht, und tue Frage kann also
nur geregelt werdeu, der Schaden kann nnr verhütet werde», entweder durch lokalpolizeiliche Vor¬
schriften, durch Polizeivorfchriften.die für den ganzen Staat erlassen^n,°der eventuellwrch
ein einheitlichesGesetz. Meine Herren! Ich habe, als mir der m Rede ste ende Antrag zur
Unterschrift vorgelegt wurde, diesen Punkt gleich berührt, aber ich habe verzichtet,die Frage m
diesen Antrag hineinzubringen, um die Annahme desselbennicht irgendwie zu erschweren und zu
«erwickelu,und es ist anch nicht meine Absicht, heute einen Antrag ^ d«ser Bähung einzu¬
bringen. Ich behalte nur das für fpäter vor. Aber, meine Herren, der Uebelstand besteh,
Niemand wird e leugnen können. Wie gefagt, ich kenne speziell die Nrers am besten Von
Madbach bis Werfen vier, fünf, sechs Stunden
und es ist absolu kein anderer Grund auffindbar, als daß ste an den Giften, di durch die

Fabrik e^ zu Grunde gegangen sind. Ich nwchte^ ^^ «
emmal hier öffentlich betont haben und behalte mir vor, hur oder m der Volksvertretung
Sache weiter in Anregung zu bringen. m^^neter Neussel

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das W°r -^
Abgeordneter Neufsel: Meine Herren! Ich erlaube nur !« °°" ^ « .

ewige Wort zu spreche». Was den ersten Antrag anbelangt, die

s° ist dieses ewe Berechtigung, die aus der "aung^
Mhrt und ich glaube, daß w Deutschland eme^lche an
denn daß das ein großer Schaden für d« Flscher« rst, wenn l der, gewöhnlichen

°"°n B»ch ^er Fluh angrenzt f^ ^ >^H reu' ich^M würde dem Fall
«ebe» „viele Hunde sind des Hasen Tod". Nun, ""« ^ rre» ^ ^ ,^ ^ ^
user Vestimmuug keine Thräne nachweinen. Ich glau^ daß doch ^ ^ ^

wnmlung sind, die auf diefem Recht beharren wollen, ^v
geschieht oder im eigenen Interesse das weiß rch "ch - ^^ ^ ^^ ^.

Ich komme zu dem zween Punkt, d°v ^ ' ^ ^ ^ Behörden
"Wichen Schonzeit durch die Polizeibehörde!! zu bestimmen. ^ ^
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sein sollen, das weiß ich nicht. Im ursprünglichen Antrag hieß es „Landespolizeihörden". Ob
jetzt die Negierungen, die Herren Landrathe oder sonst wer berechtigt sein soll, ist mir unklar. Ich
bin aber sehr der Ansicht, daß die Schonzeit theilweise anders geregeltwerden müsse, wenn nicht die
Fischzucht untergehen soll. So ist für den Glan beispielsweisedie Herbstschonzeit festgesetzt. Damit
dieser Fluh nicht für Manche sozusagenein böhmisches Dorf ist, will ich bemerken, daß derselbe
in der bayerischenPfalz bei Waldmohr entspringt, daß er eine zeitlang durch bayerischesGebiet
läuft, dann bald durch preußisches und durch bayerisches Gebiet hinflicht und endlich sich in der Nähe
des Din'bodenbergesbei Staudernheim in die Nahe ergießt. Daß die für den Glan bestehende
Herbstschonzeit eine durchaus unrichtige ist, das will ich durch ein Gutachten des Herrn Ober-
Fischereimeistcrszu Düsseldorf nachweisen. Er sagt darin: „Im unteren Glane sind Barben,
Döbel, Schleien, Karpfen, Hechte, Barsche und Aeschen die am häusigstenvorkommendenFische.
Die genannten Fische sind sämmtlich Sommerlaicher, sodaß für den preußischenTheil des Glan-
flufses die Frühjahrsschonzeitdie zweckmäßigste Jahreszeit sein würde" Hinterher sagt aber der Herr
Ober-Fischereimeister, es ginge wohl, aber es geht nicht. Er sagt nämlich da: „Weil die
Nahe und die sämmtlichen Nebenflüsse, also auch die Nebengewässerdes Glan, nach ihrem
jetzigen Fischbestandeder Winterschonzeit mit Necht unterliegen, so erscheint es nicht unbedingt
nothwendig, eine Aenderung der jetzt bestehenden Schonzeit zu beantragen." Das ist gewissermaßen
ein Widerspruch mit dem früher Gesagten. Daß aber auch für die Nahe die Frühjahrsfchonzeit
die richtige wäre, das will ich nachweisen. Es ist nämlich in Kreuznach von einem basigen
Gymnasiallehrer Namens Geisenheyner über die Wirbelthierfauna ein Werkchenerschienen. Darin
heißt es Seite 22: „Die Hauptursache der so merklichen Verminderung der Nahcfische ist die für
das Nahegebiet fo überaus ungünstige Ausführungsbestimmungzum Fischereigesetzevom 1. Novem«
der 1877, wonach die Schonzeit für die Nahe vom 15. Oktober bis zum 15. Dezember festgefetzt
ist. Von den 33 von mir aufgeführten Fischarten sind es nur 3, die um jene Zeit laichen
(Salmen, Lachs» und Bachforelle), während 30 dies im Frühjahr thun. Unter ihnen aber sind
die wichtigstenNutzsische der Nahe enthalten, von deren Fang und Verkauf viele Fischer ihren
Hauptlebensunterhalt haben, während jene 3 dabei kaum in Betracht zu ziehen sind. Es werden
also jetzt jahraus, jahrein die mit Laich versehenen Weibchen weggcfangen. Daß dadurch
Millionen und aber Millionen von Fischen zu Grunde gehen oder richtiger überhaupt nicht zur
Entwickelungkommen,das kann nur der wissen, der jemals sich von der ungeheueren Menge der
Eier auch nur eines einzelnen Fisches überzeugt hat."

Also hierdurch dürfte nachgewiesensein, daß auch für die Nahe die Frühjahrsfchonzeit
zu empfehlen wäre. Ja. meine Herren, aber nicht blos eine Frühjahrsfchonzeit, wie sie gesetzlich
feststeht, sondern eine absolute Schonzeit. Bei uns giebt es meines Wissens keinen Fischer
von Gewerbe; es wird hauptsächlichnur aus Liebhaberei gefischt. Nach dem Gesetz darf auch
in der Frühjahrsfchonzeit an drei Tagen in der Woche, am Montag. Dienstag und Mittwoch,
gefischt werden. Was bleibt da noch übrig von der Schonzeit? Wenn ein Jäger gefragt
würde, was es mit der Schonzeit für das Wild wäre, wenn in der Woche an drei Tage«
gejagt werden dürfte, so würde der wohl sagen, das ist keine Schonzeit mehr. Für die Nahe,
den Glan und wahrscheinlichauch für andere Flüsse am Rhein und in dessen Umgebung würde
""absolute Frühjahrsfchonzeit nützlich und nothwendig sein. Der landwirthschaftlicheVerein,
Abtheilung Meisenhcim. und die Gemeindebehördendaselbst haben sich schon alle mögliche Mühe
?n> « "^? ^ Frühjahrsfchonzeit herbeizuführen, sie sind aber bisher immer abgewiesen worden,
vielleicht konnten die beantragten Bestimmungen uns dazu verhelfen, daß endlich die Erfüllung
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des Wunsches eintreten würde. Wir hatten auch schon ein Schonrevier gebildet, dann kam
aber auf einmal die Provinzialverwaltung und verpachtete die Fischerei mitten im Schonrevicr
in der Umgebung der im nächste« Etat zur Erbrciterung vorgesehenen Glanbrücke. Das Schon-
revier ging dadurch naturlich in die Brüche. Spater gelang es jedoch, eine Vereinbarung in
der Weise herbeizuführen, daß die Provinzial- und die Gemeindebehördendie Fischerei in dem
früheren Schonrevier gemeinschaftlich verpachteten, jedoch uuter der ausdrücklichen Bedingung,
daß in den Monaten April und Mai durchaus nicht gefischt werden dürfe. Wir haben also
schon einen kleinen Bezirk, in welchem vor der Hand cuuventionell die absolute Frühjahrs¬
schonzeiteingeführt ist. Im Allgemeinen erlaube ich mir, mich für die gestellten Anträge aus¬
zusprechen. Ich möchte aber doch die Frage anfwerfen, ob es nicht zweckmäßig sein wird, über
jeden der Anträge einzeln abzustimmen, da vielleichtmanche Herren gegen den einen sind, jedoch
für den andern.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr AbgeordneteWallraf hat das Wort
Abgeordneter Wallras: Meine Herren! Die freundliche Aufnahme, die der Landtag dem

Antrage des Herrn Referenten hat zu Theil werden lassen, hat mir zweierlei gezeigt: erstens, daß
Sie die Kürze der Verhandlungen heute besonders lieben, und zweitens, baß Sie dem vorliegenden
Antrage im allgemeinen sympathisch gegenüberstehen. Ich will mir das Beides merkenund die
große Rede nicht halten, die Sie sonst unweigerlichvon mir zu hören bekommen hätten. Ich will
nur einzelne Einwendungen widerlegen.

Herr Freiherr von Loe hat gesagt, daß die Bildung von Genossenschaften zu Bedenken
Anlaß gebe. Meine Herren! Das thut sie schon um deswillen,weil es ungeheuer schwer ist,
Genossenschaften zu Stande zu bekommen. Die Vorbedingungen sind derartig schwierige, daß alle
Bemühungen, die in dieser Beziehung'gemachtworden sind, nur geringen Erfolg erzielt haben.

Herr Freiherr von Loe hat dann die Frage berührt, ob man nicht die Einwirkungder
Industrie auf Fifchwässer beschränken könne. Das ist eine sehr schwierige Frage, an deren Lösung
auch das Fischereigesctz sich bereits versucht hat. Es giebt darin verschiedene Bestimmungen,die
allerdings den Eindrnckmachen, als handle es sich darum: Wasch' mir den Pelz, aber mache ihn
nicht „aß. GZ ist thatsächlichungeheuer schwer, die richtige Grenze zwischen den Berechtigungen
d" Fischerei und der Industrie zu ziehen, und um den Gegensatzdieser Interessen nicht wach¬
zurufen, habe ich darauf verzichtet,eine entsprechendeBestimmungin meinen Antrag hineinzubringen.

Was dann die Frage anlangt, welche Polizeibehörde die Schonzeit bestimmensoll, so
"lcdigt sich diese Frage dadurch, daß die betreffende Stelle (Drucksache Nr. 60) einen Druck¬
fehler enthält. Es soll heißen „Landespolizeibehörde" statt „Polizeibehörde", weil die Orts¬
polizeibehördendoch für diesen Zweck einen räumlich zu geringen Vefugnißkreis haben.

Endlich, meine Herren, möchte ich noch einige Einwendungen aus den, Wege ränmen,
°ie zwar hier nicht direkt zum Ausdruck gekommen sind, die indeß doch vielleicht Einige in
°i°s°m hohen Kaufe für berechtigt halten. Es bezieht sich dies auf den Ausschlußgroßer Grund-
slücte. Ich will in dieser Hinsicht darauf hinweiscu. daß mein Antrag dahin geht, man möge
°cn Gemeinden nach dem Vorgänge des Jagd rechts die Befugniß verleihen, auch die
Mscherei zu verpachte» Ich möchte durch Hervorhebung dieser Analogie dem Herrn Minister
°°r Landwirthschaft anheimgeben, ob es sich empfiehlt, wie bei der Jagd. Komplexevon einer
bestimmtenGröße von einer größeren Uferlänge von der Verpachtung auszuschließen,da ja der
Besitzer derartiger Ufercomplexe in der Lage und meistens auch wohl Willens sein wird, ver¬
nünftig mit seinem Fischbestandeumzugehen.

26
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Im Uebrigen empfehle ich Ihnen die Anträge zur Annahme; sie sind bestimmt, einem
Zweige der Landwirthschaft aufzuhelfen, der schwer darniederliegt und der, wenn er auch nicht
der allerwichtigste ist, doch seine Bedeutung hat und bei Annahme meines Antrags noch einer
großen Entwickelung entgegengeht.

Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Das Wort hat Seine Excellenzder Herr Ober-
Präsident Nasse.

Oberpräsident Nasse: Meine Herren! Den Antrag auf Vcseitiguug der Adjaeenten-
fischcrci begrüße ich mit Freude. Bereits als Regierungspräsident von Trier habe ich die
Adjacentenfischcreilebhaft bekämpft. Dieselbe entspricht nicht einmal dem Rechtsbewußtscin
unseres Volkes, wir haben eine große Menge Gemeinden, in denen man die Fischerei verpachtet
und jedermann dies für recht hält. Auf dem Wege der genossenschaftlichenBildung ist fehr
wenig zu erreichen; an Mühe haben die BeHorden es nicht fehlen lassen. Es sind aber nur
einzelne Genossenschaftengebildet. Einen Gcnossenschaftsfischhabe ich nur ein einziges Mal
auf der Tafel gefehen. und zwar war das bei einem katholischenGeistlichen in der Eifel, der
nicht wenig stolz auf diesen Fisch war. (Heiterkeit.) Alle Fischzuchtanstaltcn haben leinen
Nutzen, wenn man nicht dafür sorgt, daß die Fische auch heranwachsen und sich vermehren
können. Also, meine Herren, vielen Dank für diesen Antrag.

Was die Schonzeit anbetrifft, fu ist die Sache nicht so einfach; da kommt fogar inter¬
nationales Recht in Frage. Aber ich möchte sagen, daß seit Monaten gerade diese Frage
Gegenstand der Verhandlungen zwischen dem Oberpräsidium uud deu vorgesetzten Ministerien
ist. Ob wir zu Resultaten kommen, kann ich Ihnen heute nicht sagen. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat Herr AbgeordneterLichter.
AbgeordneterLichter: Meine Herren! Ich kaun dem Antrage in der vorgeschlagenen

Form keine Sympathie entgegenbringen, da ich weiß, daß dcrfclbe, falls er Gesetz werden sollte,
viel böses Blut absetzen wird. In den siebenziger Jahren hat die KöniglicheRegierung zu Trier
Versuche gemacht, um Gcnufscuschaften zu gründen. Diese Versuche siud aber allgcmeiu auf solche»
Widerstand gestoßen, daß davon Abstand genommenwerden mußte.

Ich hatte beabsichtigt, einen Antrag auf Ablehnung des Abfatzes I zu stellen; da ich
jedoch bei der Stimmung, welche hier im Hanse für deu Antrag herrscht, eiufchc,daß keiue Aussucht
auf Erfolg vorhanden ist, habe ich von diesem Vorhaben Abstand genommeu. Ich beantrage jedoch
folgeudeuZusatz hinter Absatz 1 einzuschalten: „Und den Pachtcrlös entsprechendzu verwenden -

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Darf ich bitten, mir den Antrag zu überreiche«.
Abgeordneter Lichter (fortfahrend): Was dagegen den H. 2 betrifft, muß ich gestehe"'

er ist mir gerade aus der Seele gesprochen. Nicht allein durch die Ranbfischcrciund weniger noch
durch Adjacenteufischerci siud die Flüsse entvölkert worden, sondern vielmehr durch die falfche A"'
Wendung des Schungcsetzes. Wir haben in den unteren Theilen der Eifelflüßchcn die Forelle»'
ichonzeit für die Dcmer vom 15. Oktober bis 15. Dezember, während thatfächlich wenig Forelle»
dort vorhanden sind, denn diese suchen das seichte uud kältere Oberwasser auf, uud im April un
Mai, wenn die Makrelen, Barben und Acscheu laichen, besteht dagegen keine Schonzeit, und dttfe
einheimischen Fische können dann ans den Laichplätzenin Massen schonungslosweggcfangeu werde!''

Nun hat die Commission noch einen Absatz 3 eingeschaltet,der dahin lantct, daß ,, '
bestehenden Selbstfänge befcitigt werden oder, falls dies nicht angängig fein follte, doch jede -" '
befserung derselbenverboten wird, oder die Selbstfänge wenigstens während der Laichzeit <M
Thätigkeit zn setzen sind."



37. RheinischerProvinziallandtag, ?. Sitzung am 12, Dezember 1892. 203

Meine Herren! Wenn ich nicht irre, ich habe das Fischereigesetznicht zur Hand, dann
sind die in diesem Zusatz enthaltenen Bestimmungenzum grüßten Theile in dein Fischcreigesetzvom
30. Mai 1874 enthalten; denn nach Erlaß dieses Gesetzes sind in meinem Wahlbezirkdie Besitzer
von Selbstfängen aufgefordert worden, dieselben zn beseitigen. Der Zusatz steht aber auch im
Widerspruch mit Bestimmungen, welche die KöniglicheRegieruug zu Trier sich veranlaßt gesehen
hat zu erlassen; denn Letztere hat, um ihre Fischbrutstätten mit Laich versehen zn können, ver°
schiedcncn Besitzern von Sclbstfängen gestattet, in denselbenselbst während der Schonzeit Fische
zu fangen. Ich glaube, daß dies schon allein hinreichend Grund wäre, um gegen genannten Zusatz
zu stimmen,und ich beantrage deshalb nochmals Streichung desselben.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Freiherr
von Geyr>Schweppenburg.

AbgeordneterFreiherr von Geyr-Schweppenburg: Meine Herren! Ich stehe dem
Autrage im Ganzen auch sympathisch gcgeuüber,doch nur uuter der Bedingung, daß wirklich, wie
es hier in dem Antrage ausgesprochen ist, nach dem Vorgänge des Iagdrechts dieses auch bei der
Fischerei berücksichtigt wird. Meine Herren! Sie müssen doch bedenken,daß es z. B. vielfach
große Güter giebt, durch die ihrer gauzeu Ausdehnung nach ein öffentlicher Fluß oder eiu Bach
fließt, und der Gutsbesitzerim Bereich des Gemcindcbezirksder einzigeAdjacent ist. Der Guts-
besitzer hat au und für sich einmal schon das Ingdrecht bei seinem Gute, uud da wäre es doch,
glaube ich, eine große Beschränkungdes Rechts des Gutsbesitzers,der doch den Flußlauf auf eine
s° große Strecke als sein Eigenthum hat, wcnu die Gemeindennun das Recht bekommen sollten,
diesen Flnßlauf iu feinem Eigenthum zn verpachten. Es würde da der Gutsbesitzervorerst <i^«
gezwungen werden, die Fischereizu pachten. Das giebt also Veranlassung,diese Fischerei ungeheuer
aufzutreibeu, weil man fagt. der Gutsbesitzer mnß sie pachten, der kann sie nicht fahre» lassen.
Pachtet er sie aber nicht, so ist er der Gefahr ausgcfetzt, daß tagtäglich wer da will, kann man
beinahe sagen sich unter dem «orwande, die Fischerei ausüben zn wollen, auf dem Gutsbezirke
herumtreibt dcun der Pächter tanu wer weiß wen und wieviele mit der Ausübung der Fischerei
beauftragen. Diese könne» also das ganze Gut dem Flusse entlang heranf u.ü, herunter dnra>
streifen nnd »eben der Fischereialle» möglichen Uufug ausführe». (Zurufe.) - ^a g'w.ß, >me es
oft gefchieht. Gerade die Fischer sind oft nicht allein Mher, sonderu^
nutz, es ist wenigsteusbis jetzt so geweseu. Ich lege also großes Gewich darauf, aß s R ch

das eiu O,t«besii r iu Betreff der eigene» Jagd hat, ihm auch gewahrt werde, ",uß"i Betreff

der Fischerei, we » nämlich der Fluß auf eiue große Strecke durch w E^ch.m ch hu,eht.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort at Herr ^"^
Abgeordneter Wallraf: Meine Herren! Ich glaube, der Her Vorredne ha »uch

nicht recht ^ Es war gemde meine Absicht,
stücke nach dem Vorgänge des Iagdrechts den, Gesetzgeber zur Erwägung zu stellen. Ich lab
nur der Grundstücke abgesehen well es i« un Augenblick
lck«.' ol,,ii»imll.n ^zl ^ ,1 ^^ ausgearbeiteten
schwierig ist, die richtige Grenze zu stubm, und es M mer ,a ,nu)
GesetzentwurfHandel sondern nur um eine allgemeineAnregung d e wn nach Verlm richten
wollen. die Einwendnngen des Herrn Abgeordneten Achter zu. Wenn die^^ "usielve irissl uu, ^^ ^ Pachter os entweder unter die
Acherei nach dem Vorbild der Jagd verpachtetnurd, l° '"^ °« ^ ^
Grundbesitzer«ertheilt oder im Interesse derselben verwendet werden. Bitte nehmm Sie meinen

A«rag in der Fassung des Eonumssionsbeschlusses an. Abgeordnete Graf
Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Das Wort hat yerr ^geor

wisset von Gymnich. 26*
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Abgeordneter Graf Veissel von Gymnich: Meine Herren! Gelegentlichder Berathung
des Antrages Wallraf und Genossenkam die Rede auf die Schädlichkeiten,welche der Fischzucht
im Allgemeinen erwachsen, und zwar erwachsen, trotz des Bestehens des Fischereigesetzes.Als
Direktor der Erftgcnossenschaftliegt es mir ob, jährlich mehrmals den ganzen meliorirten Orft-
lauf zu begehen, und verfehle ich nie, mich bei dieser Gelegenheit mit den maßgebendenPersön¬
lichkeiten zu besprechen. Es ist natürlich, daß auch die Fischerei in den Nahmen der Besprechung
gezogen wird, und tritt dabei die einstimmigeAnsichtzu Tage, daß für die Fischerei wohl nichts
schädlicher sein könne, als die bestehendenSelbstfänge. Diese Schädlichkeitder Selbstfänge mußte
ich voll und ganz anerkennen. Es sind auch die Selbstfänge als schädliche Fischereiart im Gesetz
angesehenworden. Man hat im Gesetz diese Anlage von Selbstfängen verboten, man hat nur
im Gesetz nicht den entscheidenden Griff machen wollen, auch die bestehendenSelbstfängc aufzu¬
heben. Das ist in den Ausführungsbestimmungenim §. 10 gesagt worden: „Fischwehre, Fisch¬
zäune und damit verbundene sogenannte Selbstfänge für Lachs und Aal dürfen, außer dem Fall
einer bestehenden Berechtigung, nicht neu angelegt werden."

Alfo man hat anerkannt, daß eine gewisseSchädigung der Fischereidurch diese Anlage
von Sclbstfängen bestehe. Da es sich in dieser Vorlage darum handelte, gesetzlicheBestimmungen
zu ändern, so glaubte ich mich vollkommen berechtigt, in der Kommission bei dem Antrage
auch den Punkt zur Anregung zu bringen, man möge auch die bestehenden Selbstfänge zu
beseitigen versuchen,und aus diesen Gründen ist in der Commission der Znsatzantrag gestellt,
und die Commission hat ihn angenommen. Ich möchte Sie bitten, meine Herren, streichen
Sie denselben nicht, denn mit der Beseitigung der Selbstfänge werden Sie der Fischerei ganz
entschiedengroßen Nutzen und Vortheil gewähren. Wenn Fälle eintreten, wie sie von Herrn
Lichter angeführt sind, daß die Königliche Staatsrcgierung benöthet, Laichfische zu erhalten,
dann glaube ich, wird sie schon Mittel und Wege finden, das innerhalb des Rahmens zu thu»,
welcher den gesetzlichen Bestimmungen entspricht, wenn diese auch im Sinne der jetzigen Vor-
age verändert sind. Wenn man die Herren fragt, welche die Selbstfänge besitzen, so hört man

allgemein, ja. wir fangen nicht viel damit; und wenn man ihnen hieraus zumuthet die Selbst-
sänge zu beseitigen, dann antworten sie, fällt uns gar nicht ein. wir haben ja das Gesetz für
uns. Es ist auch von den Genossenschaftenversucht worden, die Ablösung der Berechtigung 3"
erreiche», es werden dann aber derartige exorbitante Preise für die Berechtigung gefordert/ dm!
die Genossenschaft,die überhaupt schon auf schwachen Füßen steht, nie in der Lage ist, diesel e
zu zahlen. Ich möchte Sie bitten, den Antrag der Commission anznnehmen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Das Wort hat Herr AbgeordneterLichter.
AbgeordneterLichter: Ich muh darauf bestehen, daß dieser Satz, wie er hier beantrag

ist, gestrichen wird, und nicht allein aus den Gründen, die ich bereits anführte, sondern auch "»
anderen Gründen. Namentlich für solche Fänge, die man als Aalfänge bezeichnet,muß doch der
Selbstfllng gestattet sein. Der Aal kommt ja aus dem Meer, steigt im Frühjahr in «eine M'
Wässer auf und geht im September wieder zurück. Mit welchen Instrumenten soll mau denn den
Aal fangen? Der Selbstfang ist das unschuldigste Fangmittel. Und was nützen uns die Fische "
unserenGewässern,wenn wir sie nicht fangen dürfen? — Gerade für diese Aale ist der Selbstfang
nöthig, und ich bitte deshalb nochmals, den Zusatz zu streichen. ^ .

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Gr
Veissel von Gymnich.

Abgeordneter Graf Veissel von Gymnich: Ich möchte mich mit Herrn Lichter "ich
gerade über die Technik des Fischfanges unterhalten; ich glaube, das hohe Haus würde etwa
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ungeduldig werden. Ich möchte aber daran erinnern, daß es außer Selbstfängen noch Aalkörbe,
Setzangeln u. s. w. giebt, und daß diese Fischereiart vielfach da ausgeübt wird, wo man Selbstfänge

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Muth.
Abgeordneter Dr. Muth: Meine Herreil! Ich mochte doch, die Anregnng des Herrn

Abgeordneten Lichter befürwortend, darauf hinweisen, daß eine redaktionelle Aenderung des
Antrags wohl nothwendig ist, daß es allerdings gcboteu erscheint(Zuruf: lauter!) einen Zufatz
zu alinea 1 zu machen. Ohne Entschädigung foll doch die Berechtigung der Uferbesttzer zum
freieu Fischfaug nicht aufgehoben werden. Nun überträgt allnea 1 den Gemeinden d.e Befugmß,
die Fischerei zu verpachten. Was mit dem Pachterlös geschehen soll, ist Nicht gesagt Wenn
wir die Entschädigung unter Befugnisse subsnmiren, dann ertheilen wir der Gemeinde eben nur
eine Vefngniß; wir wollen ihr aber eine Verpflichtung anferlegen. Die Gemeinden follen doch
entsprechet ihrer Befugnis, nach Analogie des Iagdrechtes - das .st offenbar der S.nn des
Antrages - eine Vertheiln»«, des Pachterlöses eintreten lassen, und ich glaube, es kann nur
zur Klarstellnug dieuen, wenn die Eutfchädigungspflicht iu .line. 1 zuni Ausdruck kommt,
iudem es da heißt: „mit der Verpflichtung, den Pachterlös entsprechend zu verwende,.

Stell ertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete L.chter
Abgeordneter Lichter: Meine Herreu! Ich weiß nicht, was der Herr Vorredner, .ch

glanbe. es war Herr Graf Veisfel, unter Selbstfäugen versteht Aalkör e m. Grnn sthmne stn
doch auch Selbstfänge - und zwar viel gefährlichererArt als die fstoheuden Um Aalo
zu legen werden gewöhnlich künstlich Strömuugeu in den Bächen geschaffen, wo d F ^ dauu
Passiren müssen und dann sowohl beim Auf- wie beim Abstieg förmlich gezwungen«erden, m
dieselben hineinzugehen, was bei feststehenden Fängen nicht möglich ist^

Stellvertretender Vorsitzender Iaußen: Herr AbgeordneterBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Ich verzichte.
Stellvertretender Vorsitzeuder Iaußeu: Jetzt wünscht Nmuand weiter das Wort, ich

schließe die Diskussiouuud ertheile den, Herrn N^mten ^ Schln w°r ^^^ ^ ^
Berichterstatter Abgeordnet ^M"^ ^^^ haben. Den Ausführungen

'"eine mangelhafte Begründung m so liebenswinviger">^ ' . . ^ ^ .

(Abgeordueter Dr. Muth, ^cy " ^ . .^^ , v^nden oder zu vertheilen".)
Pachterlös entsprechend den. Vorgang z,r Abstimmnng, '..eine Herren,

Stellvertretender Vorsitzender ^">ße , . ^ n,m„„m, vorzuuehmenund
«ch schlage Ihnen vor, er einen von der Commission
wchher noch über den Schlußpassus besouders abzust.mn.eu,
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dieser Antrag deckt sich vollständig mit dem Antrage des AbgeordnetenLichter; also bedarf es über
diese beiden Anträge nur einer Abstimmung.

AbgeordneterLichter: Ich ziehe meinen Antrag betreffs des Zusatzes zu alinc», 1 zu
Gunsten des Antrages des Herrn vi-. Muth zurück.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Also, meine Herren, stimmen wir zunächst ab über
diesen Zusatz. Ich bitte diejenigenHerren, welche den Zusatz zu Nr. 1, wie ich ihn eben verlesen
habe, annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)— Das ist die große Majorität.

Nun will ich ohne weitere Abstimmung constatircn, daß Sie mit diesem Amendcmentdie
Nr. 1 des Antrages angenommenhaben.

Nr. 2 ist in keiner Weise bemängelt worden; ich darf demnachannehmen, daß Sie diese
Nummer des Commissiunsantragesohne Diskussionannehmen.

Sodann käme zur Abstimmung die Nr. 3 der Anträge, deren Streichung vom Herrn
AbgeordnetenLichter beantragt worden ist. Ich bitte diejenigen Herren, welche die Nr. 3 der
Anträge annehmen wollen, sich zn erheben. (Geschieht.)— Nach der einstimmigenAnsicht des
Bureaus ist dies die Majorität.

Die Nr. 3 der Anträge der Commission ist damit angenommen und damit der Antrag
Lichter, diesen Antrag zu streichen, erledigt.

Sodann bitte ich die Herren, welche dem Schlußsätze der Anträge der Commission,
der den Wortlaut hat:

„Des Ferneren wolle hoher Proviuziallandtag beschließen, die Königliche Staats¬
regierung zn bitten, dahin zu wirken, daß die Strafvorschriften gegen Fischfrevcl,
insbesondere soweit der Fischfrevel gewerbsmäßig stattfindet, nach Analogie der
Bestimmungen über Jagdfrevel eine Erhöhung und Verschärfung erfahren,"

Ihre Zustimmung geben wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist wiederum die große
Majorität. Somit wäre dieser Gegenstand erledigt.

Wir gehen über zum Antrag der II. Fachcommiffion zum Etat der Pro-
vinzial-Arbeitsanstalt zu Vrauweiler für die Etatsjahre vom 1. April 1593 bis
31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895. Herr Abgeordneter Frings
wird die Güte haben, das Referat zn erstatten.

Berichterstatter Abgeordneter Frings: Der Vorsitzende der II. Fachcommission hielt
es für angezeigt, und diefer Ansicht schloß die Commission sich an, daß wegen der Verände¬
rungen in der Einnahme- und Ausgabe-Position in dem Etat der Pruviuzial - Arbcitsanstalt
pro 1893/95 gegen 1891/93. herbeigeführt hauptsächlich durch die Ausführung des Gesetzes
über die außerordentliche Armenlast vom 11. Juli 1891, wodurch 200 männliche Häuslinge
(Land- nnd Ortsarmc) znr Unterbringung in die Anstalt angenommen worden sind, das Wichtigste
der Veränderungen hervorzuheben, nnd erlaube ich mir daher, zu dem Etat Folgendes aus¬
zuführen.

In der Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler waren im abgelaufenen Jahre durch
fchnittlich702 männliche, 235 weibliche,zusammen 93? Corrigenden, 52 land- und ortsarnie
Personen in der daselbst eingerichtetenLandarmenabtheilung, ferner 8 Korrigenden, die nach
verbüßter Nachhaft als Ortsarme verpflegt wurden. Die Durchschnitts-Bclegstärte beziffert sm
demnach auf 997 Köpfe.

Der Etat sah im Ganze» 1050 Köpfe vor. Diese Zahl wurde nicht erreicht. Ich ^^
vorab bemerken, daß ein Grund für die Abnahme nicht ohne Weiteres in der sittlichenHalWM
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der Korrigendcn gefunden werde» tanu, da 884 zum zweite»,24« zum dritte,,, 131 zum vierten,
N4 zum fünften, 99 zum sechsten, 57 zum siebenten und 93 znu, achten und mehreren Male
rückfällig wurde»! Nach Prozenten betrug die Rückfälligkeitbei dcu Männern 53,5 °/o, bei den
Weibern 59,3"/«. Der Zugang betrug 109« Persouen, der Abgang 1015 Personen.

Der Arbcitsbetricb war ein sehr reger, so daß selbst bei der unter dem Etat verbliebmen
Belegstück doch 13 000 M. über de» Etat a»s dem Arbeitsverdienstmehr vereinnahmt werde»
tonnte». Dasselbe günstige Ergebniß ist auch bei der Materialienverwaltung hervorzuheben,die
7300 M. gegen den' Etat mehr aufbrachte.

Durch diese Thatsachen vermochten von dem etatsmäßigcnProvlnzialzuschußvon 138 000 M.
45 152 M. wieder zurückgezahlt werden, sodaß die Anstalt nnr eines Zuschusses von 92 848 M.
bedürfte. ^ ^ .

Der vorliegende Etat pro 1893/95 ist dem bisherige,, in allen Theilen angelehntworden.
Dnrch die am 1. April 1893 beginnende Ausführung des Gesetzes über die außerordentliche Armen-
last vom 11 Inli 1891 sind jedoch 200 männnlicheHäuslinge zur Unterbriugung m der Anstalt
angenommenworden, weil sich in letzterer für 1700-2000 Personen Platz schaffen läßt, und tue
bezeichneten Landarmen ,e. in der Anstalt besser beschäftigt werden tonnen. Die Korrigendenzahl
'st dagegen anf 1N00 Köpfe gegen 1050 im bisherigen Etat angenommenworden

Im Einzelnen ist zu dem in Rede stehenden Etat - derselbe schließt ab m.t
N8 000 M. gegen 325 000 M. in den Jahren 1891-1893 - zu bemerken:

1. Unter Titel II sind die Pflegekostenfür die bezeichneten 200 H"'sl,nge welche vo,i
dem Landarmeuverband und den Kreisen und Ortsarmenverbände» zu zahlen stnd. mit 39 000 ^t.
wehr eingesetzt worden, .... « -^ r ^.

2 Die Wegekosten der ans der Nachhaft entlassenen hülfsbedürftigen Korr.genden stnd
bei Titel III dem Durchschnittder zwei letzten Jahre entsprechmdum 150 M. verrmgert wordeu.

3 Unter Titel IV konnten an Haftkosten zahlungsfähiger Detilchter 1000 M. mehr
eingestellt werden, da nach den vorhergegangenen zwei Jahren über 5800 M. vereinnahmt

^" ^Der Titel V Ueberschnßaus der Landwirthschaft, hat eine erhebliche Vernunderuug
um 4540 M ersten weil für den Aukanf frischmelkenderKühe nnd durch Vermehrnng

'" ^5 ^ewsU "^e^ Klinge bei Titel V ist dagegen

um 30500^! !3" den. Diese Maßnahm. Mt ^ ^ ^«—nahn,
d« zwei letzten Jahre von 130 819 M. und auf d,e Hnnaume

°^eust der 200 Land-und Orwar^ Naterialieuverwaltuug hat eiue Erhöhung
6. Ve, dem Titel VII, ^erMV « Mehreiuuahmen aus Fabrikaten,

«m W00 M. stattgefnnden, welche sich hanPtsachl'ch aM^^^^
^ nm 4070 M. höher

?. Der Ueberschnß aus dem ,,^ letzten Jahre bereits 830? M.
"genommen worden. Während "0 DnrMmt ^ ^
"rüg, hat eine weitere Steigern,,«. d°r " ,„ 7700 M. gegenüber

"'genommen werden können, der gegen !"")« e,m ^ )

"«er Mehrausgabe vou 3030 M, also ^0 M. Mel^ '^.^ach^ ^^^ ^
8. Der Titel IX, sonstige Enmaw >' hat n, ^^ erstgenannten Titel
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9. Der Zuschuß aus Proviuzialmittcln unter Titel X vermindert sich um den erheb¬
lichen Betrag von 4? 000 M.

10. Der weiter in Abgang gestellte Betrag von 12 000 M. für an Anstaltsbeamte «.
verkauftes Brod, ist bei Titel II der Einnahme des Unter-Etats 1) über den Mühlenbetrieb
und die Bäckerei enthalten, weil hier die Berechnung eine sachgemäßereist, indem die Bäckerei
der Lieferant des Brodes ist, und mithin auch für diefelbe die aufkommendenBeträge zu ver¬
einnahmen sind.

11. Was die Ausgabe des vorliegenden Etats betrifft, so sind die bei Titel I, Besoldungen,
bis zur Position 17 vorgenommenenErhöhungen und Bermindcruugeu (50W—1805 -- 3291 M-)
hauptsächlich auf die Festsetzungen des vom Provinziallandtage genehmigtenNormalbcsuldungsvlnns
zurückzuführenund daher unverändert beizubehalten. Bei Position l8 sind 225 M. in Abgang
gestellt worden, weil dem Anstaltsarzte eine Dienstwohnungüberwiesenwerden konnte. Position 19
hat eine Erhöhung nm 1277,50 M. erfahren, weil die Annahme eines vierten Vürcaugehillfeu sich als
unbedingt nothwendig herausgestellt hat und durch die Unterbringung der 200 Häuslinge sich noch
besondershervorhebt, und für diefen Gehülfen 1095 M. Diäten vorgesehensind. Der Rest von
182,50 M, soll nach Anordnung des Lcmdesdirettorszu Diätenerhöhungen für die übrigen 3 Ge<
hülfen verwendetwerden, die schon Jahre lang in der Anstalt sind und ihren Obliegenheitenzur
Zufriedenheit nachkommen.

Durch die Vermehrung des Anstaltsfuhrwerkshat bei pos. 21 anch die Einstellung eines
dritten Fuhrknechtes erfolgen müssen, der 870 M. Lohn bezieht. Der noch an dem mehr ein<
gestellten Betrage von 975 M. fehlendeBetrag von 105 M. soll wie bei der vorhergehenden
Position und bei dem Vorhandensein der gleichen Gründe zu Lohnerhöhungenfür die fünf Bediensteten
verwendetwerden.

Die nun in Abgang folgendenBeträge von 11449 4. 2046 M. sind, weil sie Pensionen
und Unterstützungenvon ehemaligen Anstaltsbeamten :c. betreffen, in den diesem Landtage zum
ersten Mal vorzulegendenPeusions-Etat aufgenommenworden.

12. Der Titel II, Beköstigung von 1200 Personen hat durch die Annahme der Unter¬
bringung von 200 Armen eine Erhöhung um 8000 M erfahren müssen, wogegen ja in der
Einnahme circa 5900 M. mehr eingestellt sind.

13. Bei Titel HI ist eine Erhöhung nm 9000 M. aus demselben Grnnde zu ver¬
zeichnen. Die für 200 Arme nothwendigen Bestände müssen nämlich in der Etatspenodc
angeschafft werden, damit ein ausreichender Wechfel ermöglicht werden kann. ,

14. Dasselbe trifft zu bei Titel IV Lagerungsgegenstände, welcher um 4600 M- erhöht
worden ist.

15. Bei den Titeln V und VI für Reinigung und Mobilien hat eine Erhöhung v°u
000 bezw. 1000 M. stattgefunden. Es stützt sich dieses lediglich auf die Ucberwcisung de
200 Armen und ist daher nicht zu umgehen. ^

16. Die Titel VII und VIII für Heizung und Beleuchtung haben dagegen um ^
bezw. 1140 M. verringert werden können, weil die Kohlcnpreife gefallen find. Nicht die N" ^
gäbe des zweijährigen Durchschnitts, sondern diejenige aus dem letzten Rechnungsjahre ta
hier als ungefährer Maßstab angenommen werden.

17. Der Titel IX, Unterhaltung der Gebäude, kann ausweislich des zweijährige
Durchschnitts selbst durch die Ucberwcisung von 200 Armen unverändert bestehen bleiben-

18. Dagegenmuh bei Titel X für Kirchen- und Schulbedürfnisseeine Erhöhung von 12" ,
eintreten, was bereits durch die durchschnittliche Ausgabe der zwei letzten Jahre nachgewiesen «"
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19. Titel XI, Unterhaltung der Gebäude bleibt unverändert. Dagegen fallen die dar-
unter in Abgang stehenden 75 M. für Reinigung der Schornsteineunter den Titel V Reinigung,
aus welchem der Betrag in Zukunft gezahlt werden soll.

20. Bei dem letzten Ausgabetitel XII sind zur Abrundung 51,50 M. abgesetzt worden.
21. Die nun folgenden Unter-Etats ^,. über die Landwirthschaftund Viehstandsnutzung

L. über den Arbeitsbetrieb, 0. über die Materialienverwaltnng, v. über den Mühlenbetriebund
die Bäckerei, N. über den Gasanstaltsbetrieb, deren Resultate bereits in der Einnahme des Etats
bezw. bei dem Titel VIII der Ausgabe „Beleuchtung",vorgekommen sind, sind rein sachlich gehalten
und dienen vorwiegend zu einer besseren und übersichtlichen Rechnungslegung,sowie zur Gewinnung
einer genauen Uebersicht über die Resultate der einzelnenBetriebszweige.

Da außer einigen bereits zur Sprache gebrachten Verschiebungen (Erlös aus verkauftem
Vrud, Beköstigung der Militärwache) und der durch die Einstellung von 200 Häuslingen mehr
aufkommendenArbeitsverdienste «. erfolgten Erhöhungen diefe Unter-Etats nur unwesentlich
geändertsind, so beehrt sich die II. Fachcommifsion den vorliegendenEtat der Provinzial-Arbeits-
anstalt dem hohen Hause zur unveränderten Annahme zu empfehlen.

Stellvertretender VorfitzenderIanßen: Das Wort wird nicht gewünscht. Ich nehme ohne
Abstimmung an, daß Sie dem Antrage der Commission auf Annahme des Etats beigetretenfind.

Wir kommenzum folgenden Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachcommission zu den Etats der Provinzial-Taub-
stummenllnstalten.

Herr Abgeordneter Dr. Schmidt wird die Güte haben, zu referiren.
Abgeordneter Dr. Schmidt: Meine Herren! Ich werde mich kurz fassen. Dem Taub-

stummenanstalts-Etllt standen im Anfang unserer Sitzung noch zwei Umstände entgegen. Der
ewe war, daß erst der Uebergang der Taubstummenanstalt zu Aachenin den Provinzialbesitz
^schlössenwerden mußte. Der zweite ist, daß noch nicht über die Petition der Taubstummen-
l°hrer geurtheilt worden war. Nachdem beides inzwischen geschehen ist, liegt der Etat nun
ganz klar vor. Wir haben jetzt in jedem Regierungsbezirkmit Ausnahme von Düsseldorf eine
Taubstummenanstalt. Düsseldorf hat deren 3, fo daß alfo hier dem Bedürfnisse für solche
Anstalten in ausreichendem Maße Rechnung getragen ist. Bei diesen Anstalten ist es von
Dichtigkeit, daß die Kinder vor ihrem achten Jahre der Anstalt übergebenwerden, und es ist fehr
"freulich, daß die Provinzialverwaltung dicfcn Grundsatz auch ferner bcibehält, ihm auch in
"°sem Etat Rechnung trägt. Es werden im Ganzen 439 Kinder unterrichtet, davon 300 in
ganzen Freistellen. Das ist ein sehr bedeutender Prozentsatz und Sie sehen, daß die Verwaltung
>ur diese Anstalten ganz außerordentlich viel thut. Was nun den Etat der einzelnen Anstalten
anbetrifft, so verfage ich es mir, auf die Einzelheiten weiter einzugehen. Wo ein Mangel an
^°"ds entsteht, da tritt die Wilhelm-Augusta-Stiftung helfend ein. und fo werden denn aus
°"W Stiftung für Köln, wo noch eine städtische Anstalt besteht, und für die mit der Taub-
'tummenanstalt verbundene Idiotenanstalt zu Essen und dann für die Provinzial-Taubstummm-
anstllltenzu Aachen Elberfeld und Essen die nothwendigenZufchüsse aus diesem Etat bestritten.
^ schlage Ihnen'im Auftrage der Commission vor, meine Herren, den Etat sowohl für die
Taubstummenanstalten als den damit verbundenen Etat der Wilhelm-Augusta-Stiftung unver-
^°rt anzunehmen. . . .^ .. ^ «.
. , Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort wnd mcht erbeten. Ich constatne,
°° Sie auch diesem Etat Ihre Bewilligung haben zu Theil werden lassen.

«?
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Wir gehen über zum Antrag der II. Fachcommission zum Etat der Rheinischen
Provinzial-Blindenanstalt für dieEtatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894
und vom 1, April 1894 bis 31. März 1895, zu welchem Gegenstände Herr KollegeDr.
Schmidt gleichfallsdie Güte haben wird zu referiren.

Abgeordneter Dr. Schmidt: Diefer Etat der Blindenanstalt zu Düren und der mit
der Anstalt verbundenen anderen Institute liegt ganz klar vor uns, fodaß ich wenig Anlaß zu
Bemerkungen habe. Es ist eine verhältnißmäßig geringe Anzahl von Blinden, die in dieser
Anstalt verpflegt werden, gegenüber den Taubstummen. Der Grund hierzu liegt meines Erachtens
wesentlich darin, daß man in neuerer Zeit viel mehr Aufmerksamkeitauf die Verhütung der bös¬
artigen Augenentzündungender Neugeborenen gewendet hat. In vielen Fallen sind fowohl die
Eltern, als auch die Hebammen darauf aufmerksam gemacht worden, daß sie durch frühzeitige
Anzeigebeim Arzte die dadurch entstehendeErblindung für die armen Kinder verhüten können;
die zweite Ursache liegt vielleichtauch darin, daß eine ganze Menge tüchtiger Spezialärzte für
Augenheilkundeüberall in der Provinz anfäfsig ist, und dafür Sorge trägt, daß im Laufe des
fpäteren Lebens entstehendeKrankheiten leichter geheilt werden. Ich habe die Hoffnung, daß die
Anzahl der Blinden sich verhältnißmäßig in den nächsten Jahren noch mehr verringern wird, als
es bis jetzt schon geschehen ist. Im Uebrigen möchte ich Ihnen vorschlagen, daß Sie auch diesen
Etat nach dem Vorschlageder Eommissionunverändert annehmen.

Stellvertretender Vorsitzender I außen: Auch dieser Etat hat Ihre Zustimmung
gefunden, meine Herren.

Wir gehen über zum letzteu Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachcommission zum Etat über die Kosten der Unter¬
bringung und des Unterhalts von Epileptikern aus der Rheinprovinz
u. f. w. für 1893,94 und 1894/95.

Wiederum hat der Herr Abgeordnete Dr. Schmidt das Referat.
Abgeordneter I)r. Schmidt: Meine Herren! Dieser Etat für Epileptiker ist gM

außerordentlich zufammengcfchrumpftgegen früher. Das kommt daher, weil die größere Anzahl
der an Epilepsie Leidenden jetzt in die Kategorie der außerordentlichen Armmlast fällt.
Da find nämlich alle diejenigen Epileptiker, welche früher in diesem Etat aufgeführt waren,
herübergcwandert in den Etat für die außerordentliche Armenlast. Es wird jetzt nach diesem
Etat kein einziger Epileptiker vollständig unterstützt, sondern es wird nur für die Fälle, wo
keine absolute Armuth besteht, sondern wo nur die Angehörigen bedürftig find, von der P"'
vinzialverwlllwug ein Zuschuß gewährt. Auf diese Weise ist es gekommen,daß der Etat statt
117 200 M. jetzt 9000 M. ausweist. Ich wünsche recht sehr, daß diese Pflegekosten,die gegen¬
wärtig die Verwaltung noch gewahrt, wenigstens in demselbenMaaße auch noch für die Zukun't
aufrecht erhalten würden. Im Uebrigen bin ich auch hier der Meinung, daß der hohe
Provinziallandtag den vorbezeichneten Etat unverändert annehmen möge.

Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Ich stelle fest, daß Sie muh diesen AickW
genehmigt haben.

Unsere Tagesordnung ist erledigt. Ich werde die nächste Sitzung ans morgen 2 dns
' Uhr anberaumen, damit die Commissionen,namentlichdie viel beschäftigte Eommission für
Kaqer-Denkmal, die I. Fachcommissionund die Commission für das Kleinbahnwesen,m°lge" '
^ause des Vormittags Zeit haben, in ihren Geschäftenfortzufahren.
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Die Gegenständeder Tagesordnung werden folgende sein:
Antrag der I. Fachcommission, betreffend die gntachtliche Aeußerungdes Proviuziallandtags

über den Antrag der GemeindeMciderich im Kreise Nuhrort ans Verleihung der Städteorduuug.
Dazu Bericht des Pruvinzialausschusses.

Antrag der I. Fachcommission zur Petition der Städte-Ordnungscommissionder Gemeinde
Haan um Verleihung der Städtcurdnuug,

Antrag der II. Fachcommission zum Etat für die Verwaltung der Fonds zur Gewährung
von Viehentschädigungen in Folge:

a) von Rotz und Lungensenche (Reichsgcsetz vom 23. Juni 1880, betreffend die Abwehr
und Unterdrückungvon Viehseuchen und Ausführungsgesctz vom 12. März 1881),

1,) von Milzbrand oder Ranschbrand (Gesetzvom 22. April 1892, betreffend die Ent-
schädigung für au Milzbrand gefalleneThiere),

für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 und vom 1. Apnl 1894 bis
31. März 1895. , ^

Antrag der II. Fachcommissionzum Etat der Verwaltuugslosten des Genossenschafts.
Vorstandes der Rheinischen landwirthschaftlichenBerufsgeuosscnjchaftfür die Etatjahre von,
1. Januar bis 31. Dezember 1893 und vom 1. Januar bis 31. Dezember1894.

Antrag der II. Fachcommission zn der Vorlage der Königlichen Staatsregiernng, betreffend
die statutarischen Bestimmungenfür die Ausdehnung des Krankenversicherungsgesetzesauf die Arbeiter
der Hausindustrie. ^ . ^ r^ <

Antrag der II. Fachcommissionzum Etat für das Hebammenweseneinschließlich der
HebammeivLehranstaltzu Köln für die Etatjahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 nnd
°um 1. April 1894 bis 31. März 1895. «^ r

Antrag der II Fachcommission z» den Etats der Provinzial-Irrenanstalten zu Andernach,
V°n„, Düren, Grafenberg und Merzig für die Etatsjahre vom 1. April 1893 bis 31. März
^894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895.

Antrag der II. Fachcommissionzum Etat über die Kosten der Leitung und Beaufsichtigung
der in den Provinzialanstalten für die Etatsjahre vom 1. Apnl
1893 bis 31 Man 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 189^.

Antw^der III Fachcommissionzum Etat "w die Berw^
Provinzialstrahen für die Etatsjahre vom 1. April 1893 iis 31. März 1894 und von. 1. Apnl

'^ ^Anttag^ ^'^.ommisston zu dem Bericht und den MtMm^^vwzi^s-
schusses über den derzeitigen Stand der Angelegenheit, betreffend in Ue ernahme der Unten
Haltung der in der Nheinprovinz gelegenen Mienstrahen auf Provinzm fn s.

Einwendungen werden nicht gemacht. Die Tagesordnung steht fest.
Ich schließe die Sitzung. „ ... >

(Schluß der Sitzung: 3 Uhr.)

27'
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